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Zusammenfassung 

Rechtliche Grundlagen 
Als Aufsichtsbehörde über die Finanzinterme-
diäre des Nichtbankensektors konkretisierte die 
Kontrollstelle im Jahr 2002 das Geldwäsche-
reigesetz für diesen Sektor weiter. Ein wesent-
liches Etappenziel wurde dabei mit dem Erlass 
der Verordnung der Kontrollstelle über die be-
rufsmässige Ausübung der Finanzintermediati-
on im Nichtbankensektor, die nichtberufsmäs-
sige von berufsmässigen Tätigkeiten abgrenzt, 
erreicht. Nur letztere sind dem Geldwä-
schereigesetz unterstellt. Alternative, klar über-
prüfbare Kriterien regeln nun die Abgrenzung 
eindeutig.  

Durch Grundsatzentscheide klärte die Kontroll-
stelle eine Reihe offener Unterstellungsfragen 
betreffend Organe von Sitzgesellschaften und 
ähnliche Vehikel, Rohwarenhandel, insbeson-
dere Eigenhandel mit Rohwaren, Transport von 
Wertsachen sowie die Unterstellungspflicht von 
Angestellten eines Finanzintermediärs. 

Die Kontrollstelle befasste sich auch mit offe-
nen Auslegungsfragen wie der Pflicht zur 
Nachidentifizierung bestehender Kundenbezie-
hungen, der Delegation der Identifizierungs-
handlungen an Dritte, insbesondere beim Lea-
singgeschäft, und den Sorgfaltspflichten beim 
Geldtransfer ins Ausland. 

Um die Transparenz bezüglich SRO-Anschluss 
oder Bewilligung der Finanzintermediäre durch 
die Kontrollstelle zu erhöhen und damit die ille-
gale Finanzintermediation zu erschweren, hat 
die Kontrollstelle beschlossen, die Namen der 
angeschlossenen und der bewilligten Finanzin-
termediäre auf dem Internet mittels einer 
Suchmaschine zugänglich zu machen. Die ent-
sprechenden Vorkehrungen sind in Vorberei-
tung. Die Kontrollstelle lehnte  in Pilotverfahren 
einige der zahlreichen Gesuche um Sperrung 
der Daten mittels Verfügung ab. Über einge-
gangene Beschwerden gegen diese Verfügun-
gen wird die Eidgenössische Datenschutz-
kommission zu befinden haben. 

Im Laufe des Jahres 2002 hat die Kontrollstelle 
ihre Gebührenpraxis angepasst. Für die Aus-
kunftserteilung über das Bestehen eines SRO- 
Anschlusses eines Finanzintermediärs oder der 
direkten Unterstellung unter die Kontrollstelle 
und für Datenbankmutationen verzichtet sie 
neu auf das Erheben von Gebühren.  

Selbstregulierungsorganisationen 
Die Zusammenarbeit zwischen der Kontrollstel-
le und den SRO wurde im Jahr 2002 weiter 
vertieft. Die Kontrollstelle analysierte die Jah-
resberichte 2000 und 2001 der SRO. Zur Be-
hebung aufgedeckter Mängel vereinbarte sie 
mit den betroffenen SRO das Einleiten korrigie-
render Massnahmen. Zudem wurden 2002 alle 
SRO erstmals einer Revision unterzogen. Bei 
allen SRO wurden die Aufnahmeverfahren und 
die Ausbildung der angeschlossenen Finanzin-
termediäre geprüft. Bei jeder SRO wurde zu-
dem ein weiterer, individuell bestimmter The-
menkreis näher geprüft. Die Prüfergebnisse 
waren überwiegend positiv.  

Neuerdings verlangt die Kontrollstelle, dass alle 
SRO ihre Mitglieder künftig jährlich revidieren 
sollen. Die meisten SRO werden dieses Ziel 
bereits ab dem Geschäftsjahr 2003 erreicht 
haben.  

Um der Unabhängigkeit der Selbstregulierung 
willen, wirkt die Kontrollstelle auf eine paritäti-
sche Besetzung von Organen mit Berufsange-
hörigen und Aussenstehenden, die mit der Ma-
terie eingehend vertraut sind, hin. Zudem ver-
langt sie von Mitgliedern der Organe die Unter-
zeichnung einer Unabhängigkeitserklärung, die 
Ausstandsregeln festlegt. 

Die Kontrollstelle kam zum Schluss, dass die 
Weiterleitung von Informationen über ange-
schlossene Mitglieder an die betreffende SRO 
zulässig ist, soweit diese Informationen für die 
SRO zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen 
Aufsichtsaufgabe unentbehrlich sind.  

Um ihren Aufsichtsaufgaben über die SRO 
besser nachkommen zu können und eine 
sachgerechte Harmonisierung der Standards 
zu erleichtern, erarbeitete die Kontrollstelle im 
Jahr 2002 die Datenbank „Benchmarking 
SRO“, welche die Hauptcharakteristika der 
SRO auflistet und damit einen schnellen Über-
blick über Abweichungen unter den SRO er-
laubt.  

Die Kontrollstelle und die SRO hatten Gele-
genheit, ihre Zusammenarbeit anlässlich der 
Koordinationskonferenz der Kontrollstelle, die 
sich mit strafrechtlichen Themen der Geldwä-
scherei befasste und der quartalsmässigen Sit-
zungen des Forums SRO, an denen die Kon-
trollstelle regelmässig teilnimmt, zu vertiefen. 

Direkt unterstellte Finanzintermediäre 
Das Jahr 2002 brachte die erhofften Fortschrit-
te bezüglich der Regularisierung der direkt un-
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terstellten Finanzintermediäre. Die zeitlich be-
fristete Task Force, welche die Kontrollstelle 
seit Mai 2001 bei der Bearbeitung der Bewilli-
gungsgesuche, der Abschreibungsverfügungen 
infolge Rückzugs und bei der Dossieraufberei-
tung unterstützte, konnte auf Ende August 
2002 aufgelöst werden, da sie ihren Zweck 
weitgehend erfüllt hatte.  

Die Kontrollstelle verbesserte ihre Arbeitsin-
strumente und erstellte eine Datenbank, um 
Stand und Fortschritt der Dossiers zu kontrol-
lieren und deren Behandlung zu beschleuni-
gen. Sie führte mit mehr als hundert Ge-
suchstellern Bewilligungsgespräche. Suspen-
dierte Dossiers wurden reaktiviert, erste Revi-
sionen bei Gesuchstellern durchgeführt und 
Rückzüge durch Abschreibungsverfügungen 
erledigt. Die Kontrollstelle erarbeitete einen 
Fragebogen zur Eruierung der Gesuchsteller, 
deren Finanzintermediation als nicht berufs-
mässig zu qualifizieren ist. Die Tätigkeiten der 
Finanzintermediation im Nichtbankensektor 
wurden zudem kategorisiert. Insgesamt bear-
beitete die Kontrollstelle über 900 Dossiers und 
erliess mehr als 700 Verfügungen. Bis auf we-
nige Spezialfälle konnten alle Bewilligungsge-
suche der Jahre 2000 und 2001 erledigt wer-
den. 

Die Kontrollstelle wies das Gesuch einer Ge-
suchstellerin, die vor der Gesuchseinreichung 
bereits achtzehn Monate ohne Bewilligung und 
ohne SRO-Anschluss, also illegal tätig war und 
die Pflichten gemäss Geldwäschereigesetz nur 
mangelhaft erfüllte, ohne Nachbesserungsmög-
lichkeit ab und setzte die Gesellschaft in Liqui-
dation. Die Beschwerde der Gesellschaft ist 
noch hängig.  

Ähnlich erging es einer Einzelfirma, die zwar 
rechtzeitig ein Bewilligungsgesuch eingereicht 
hatte, aber die Pflichten gemäss Geldwäsche-
reigesetz nicht einhielt und deren Firmeninha-
ber keine Gewähr für die Erfüllung der Sorg-
faltspflichten bot. Ihr Bewilligungsgesuch wurde 
abgelehnt und die Tätigkeit als Finanzinterme-
diärin musste gemäss Verfügung der Kontroll-
stelle eingestellt werden. 

Marktaufsicht 
Die Marktaufsicht wurde im Laufe des Jahres 
aufgenommen und erzielte erste Resultate. Die 
Kontrollstelle entwickelte ihre Vorgehensweise 
bei Marktaufsichtsfällen und sammelte erste 
Erfahrungen damit. Bei Verdacht auf eine Fi-
nanzintermediationstätigkeit ohne SRO-
Anschluss und ohne Bewilligung der Kontroll-
stelle eröffnete sie gegen die verdächtige Per-

son oder Gesellschaft eine Untersuchung. Da-
bei liess sie dem vermuteten Finanzintermediär 
vorerst einen Fragebogen zukommen, welcher 
der Kontrollstelle ausgefüllt und mit bestimmten 
Geschäftsunterlagen zurückzusenden war. In 
gewissen Fällen nahm die Kontrollstelle eine 
Revision vor Ort vor. Wenn keine Gesetzesver-
letzung festgestellt wurde, stellte die Kontroll-
stelle das Verfahren ein, andernfalls traf sie 
Massnahmen zur Wiederherstellung des ord-
nungsgemässen Zustandes. Der Finanzinter-
mediär konnte sich vorgängig zu den ins Auge 
gefassten Massnahmen äussern. Wenn es sich 
um eine unterstellte Tätigkeit handelte und die 
Bewilligungsvoraussetzungen gegeben waren, 
wurde eine Bewilligung erteilt oder der Finanz-
intermediär zu einem SRO-Anschluss verpflich-
tet. Falls er illegal tätig war, wurde der Finanz-
intermediär aber in solchen Fällen trotzdem 
wegen Geschäftsführung ohne Bewilligung 
beim Eidg. Finanzdepartement angezeigt. 
Wenn es sich um eine unterstellte Tätigkeit 
handelte, aber die Bewilligungsvoraussetzun-
gen nicht gegeben waren, wurden Massnah-
men ergriffen, um die Tätigkeit zu unterbinden. 
Solche Massnahmen können bis zur Liquidati-
on der Firma gehen, wie aus den beschriebe-
nen Fällen hervorgeht.  

Die in mehreren Fällen von der Kontrollstelle 
angeordnete sofortige Vollstreckung der Liqui-
dation und der Entzug der aufschiebenden 
Wirkung einer allfälligen Beschwerde, wurde in 
einem Beschwerdeentscheid des Eidg. Finanz-
departements nicht voll geschützt, weil das ge-
setzliche Beschwerderecht in seiner Auswir-
kung eingeschränkt würde, wenn der von der 
Liquidation betroffene Finanzintermediär zum 
Zeitpunkt der allfälligen Aufhebung der Liquida-
tionsverfügung durch die Beschwerdeinstanz 
bereits liquidiert wäre. Gutgeheissen wurde 
dagegen der Entzug der aufschiebenden Wir-
kung einer Beschwerde gegen die in der Liqui-
dationsverfügung angeordneten vorsorglichen 
Massnahmen, die zur sofortigen Unterbindung 
der weiteren illegalen Tätigkeit verhängt wur-
den. 

Revision 
Die Revisionstätigkeit der Kontrollstelle konnte 
im Jahr 2002 stark ausgebaut und auf die Soll-
Stufe gebracht werden. Die Kontrollstelle führte 
Revisionen auf verschiedenen Ebenen durch. 
Mittels Revisionen in Bewilligungsverfahren 
von der Kontrollstelle direkt unterstellten Fi-
nanzintermediären überprüfte sie die Umset-
zung der Pflichten des Geldwäschereigesetzes, 
namentlich die Einhaltung der Sorgfaltspflich-
ten und das Bestehen der nötigen organisatori-
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schen Massnahmen. Die 38 Revisionen dieses 
Typs ergaben in den meisten Fällen positive 
Resultate, so dass die Bewilligungen erteilt 
werden konnten.  

Andere Revisionen standen im Zusammen-
hang mit der Marktaufsicht und waren nötig, 
um festzustellen, ob eine illegale Tätigkeit vor-
lag. In einer Mehrzahl der 39 Revisionen die-
ses Typs, die im Jahr 2002 durchgeführt wur-
den, konnte keine Verletzung des Geldwäsche-
reigesetzes festgestellt werden. In den anderen 
Fällen wurde die Einstellung der Tätigkeit, teil-
weise verbunden mit der Liquidation des Fi-
nanzintermediärs, durchgesetzt.  

Weitere Revisionen der Kontrollstelle standen 
im Zusammenhang mit ihrer Aufsichtstätigkeit 
über die SRO. 

Die ordentliche jährliche Revision der ihr direkt 
unterstellten Finanzintermediäre übertrug die 
Kontrollstelle an externe, aber bei ihr akkredi-
tierte Revisionsstellen. Sie wird diese Finanzin-
termediäre allerdings periodisch selber revidie-
ren, um sie genügend zu kennen. Anfangs 
2002 wurden in einem ersten Akkreditierungs-
verfahren 84 Revisionsstellen akkreditiert. 
Durch ein neues, zeitlich nicht limitiertes Ver-
fahren, können sich weitere Revisionsstellen 
akkreditieren lassen. Für akkreditierten GwG-
Revisoren organisierte die Kontrollstelle einen 
Ausbildungskurs in den drei Amtssprachen. Sie 
wird die Tätigkeit der externen GwG-
Revisionsstellen, die mit den ersten jährlichen 
Revisionen ab 2003 zum Tragen kommen wird, 
beaufsichtigen. Um ein ausgeglichenes Quali-
tätsniveau und eine Standardisierung der ex-
ternen GwG-Revisionen zu erreichen und das 
Erstellen vergleichbarer Unterlagen über durch-
geführte Revisionen sicherzustellen, hat die 
Kontrollstelle im Jahr 2002 Arbeitspapiere für 
die Durchführung der GwG-Revisionen erstellt 
und später anhand erster Erfahrungen überar-
beitet. Das Prüfkonzept und die Arbeitspapiere 
wurden in einem Rundschreiben publiziert, das 
unter anderem den Aufgabenbereich der GwG-
Revisoren von der Mandatsannahme bis zur 
Berichterstattung definiert. Ein zusätzliches In-
formationsschreiben definierte den Mindestin-
halt der Revisionsberichte.  

Internationales 
Als eine der Aufsichtsbehörden des Geldwä-
schereigesetzes ist die Kontrollstelle in der 
schweizerischen Delegation bei der FATF ver-
treten und nimmt regelmässig an den Arbeiten 
dieses Gremiums teil. Im Jahr 2002 wurden die 
Revisionsarbeiten bezüglich der 40 Empfeh-

lungen zur Geldwäschereibekämpfung stark 
vorangetrieben sowie Abklärungen zur Umset-
zung der Spezialempfehlungen zur Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung, die nach 
dem 11. September 2001 erlassen worden wa-
ren, gemacht und Präzisierungen dazu erarbei-
tet. 

Im Rahmen der schweizerischen Unterstützung 
von internationalen Bemühungen zur Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung, übermittelte 
die Kontrollstelle den SRO und den ihr direkt 
unterstellten Finanzintermediären eine Anzahl 
Listen mit Namen von Personen und Organisa-
tionen, die in die Terrorismusfinanzierung ver-
wickelt sein sollen, und gab die nötigen Anwei-
sungen, was vorzukehren sei. Es ging dabei 
um Sperr- und Meldepflichten bzw. um erhöhte 
Sorgfaltspflichten. 

Weitere Tätigkeiten der Kontrollstelle 
Im Jahr 2002 arbeitete die Kontrollstelle aktiv 
im Koordinationsgremium der mit der Umset-
zung des Geldwäschereigesetzes befassten 
Bundesbehörden mit. Das Gremium organisier-
te eine Medienveranstaltung zur schweizeri-
schen Geldwäschereibekämpfung und publi-
zierte eine Broschüre zu diesem Thema.  

Im Rahmen von Vorbereitungsarbeiten zu 
Rechtsetzungs- und ähnlichen Erlassen ande-
rer Behörden in Materien, welche die Kontroll-
stelle betreffen, nimmt diese immer wieder 
Stellung zu relevanten Fragen. Im Jahr 2002 
betraf dies insbesondere die Geldwäscherei-
verordnung der Bankenkommission, die Revi-
sion des Versicherungsaufsichtsgesetzes und 
das Rundschreiben der Bankenkommission zur 
öffentlichen Werbung im Sinne der Anlage-
fondsgesetzgebung. 

Die im Jahr 2001 beschlossenen neuen Struk-
turen der Kontrollstelle wurden im Jahr 2002 
fertig umgesetzt und das neue Personal in ge-
eigneter Weise geschult. Zudem schaltete die 
Kontrollstelle eine umfassende, eigene Website 
auf, die Einblick in die Arbeit und die Organisa-
tion, aber auch in die gesetzlichen Grundlagen 
und die Entscheide der Kontrollstelle gibt. Die 
Teilnahme an Seminaren und Konferenzen von 
SRO, Hochschulen und privaten Organisatoren 
diente der Kontrollstelle ebenfalls dazu, über 
ihre Arbeit und Praxis zu orientieren. 
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1 Einleitung 

Die Kontrollstelle ist die Aufsichtsbehörde über 
den Nichtbankensektor. Dem Geldwäscherei-
gesetz und somit einer Aufsicht unterstellt, sind 
insbesondere alle Finanzintermediäre dieses 
Sektors, welche berufsmässig fremde Vermö-
genswerte annehmen oder aufbewahren oder 
helfen, sie anzulegen oder zu übertragen. Die-
se Finanzintermediäre können sich entweder 
einer SRO anschliessen, welche von der Kon-
trollstelle anerkannt ist und durch sie beauf-
sichtigt wird, oder sich der direkten Aufsicht der 
Kontrollstelle unterstellen. Im Gegensatz zu 
den spezialgesetzlichen Aufsichtbehörden, 
welche die ihnen unterstellten Institute vollum-
fänglich überwachen, beschränkt sich die Auf-
sicht der Kontrollstelle auf die Einhaltung der 
Pflichten, welche im Geldwäschereigesetz 
festgehalten sind. 

Die mit der Umsetzung des Geldwäschereige-
setzes befassten politischen Instanzen messen 
der Informationstätigkeit der Kontrollstelle zu 
Recht einen grossen Stellenwert bei (vgl. Be-
richt der Geschäftsprüfungskommission des 
Nationalrats vom 29. Juni 2001 über Vollzugs-
probleme bei der Umsetzung des Geldwäsche-
reigesetzes und Stellungnahme des Bundesra-
tes vom 16. Januar 2002). Um dem Wunsch 
einer umfassenden, regelmässigen und trans-
parenten Information über die Tätigkeit der 
Kontrollstelle Rechnung zu tragen, veröffent-
licht die Kontrollstelle den vorliegenden Jah-
resbericht. 
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2 Rechtliche Grundlagen 

2.1 Verordnung der Kontrollstelle über 
die berufsmässige Ausübung der Fi-
nanzintermediation im Nichtbanken-
sektor 

Im Nichtbankensektor findet das Geldwäsche-
reigesetz nach seinem Wortlaut ausschliesslich 
auf Finanzintermediäre Anwendung, die ihre 
Tätigkeit „berufsmässig“ ausüben. Tätigkeiten 
von untergeordneter Bedeutung, sogenannte 
Bagatellfälle, sollen nach dem Willen des Ge-
setzgebers dagegen nicht unter das Geldwä-
schereigesetz fallen. Der Gesetzgeber hat es 
jedoch der Kontrollstelle überlassen, die ge-
naue Abgrenzung zwischen berufsmässigen 
und nichtberufsmässigen Tätigkeiten festzule-
gen. 

Im Spätherbst 2001 wurde eine Arbeitsgruppe 
unter dem Vorsitz der Leiterin der Kontrollstelle 
beauftragt, eine verbindliche Auslegung des 
Begriffs der Berufsmässigkeit vorzunehmen. In 
der Arbeitsgruppe waren auch die MROS, De-
legierte von zwei SRO sowie ein externer 
Rechtsberater vertreten. Nach Durchführung 
einer breiten Vernehmlassung trat die aufgrund 
der Vorschläge dieser Arbeitsgruppe entwickel-
te Verordnung am 15. September 2002 in Kraft. 

Die Verordnung präzisiert anhand von ver-
schiedenen, klar überprüfbaren Kriterien, unter 
welchen Voraussetzungen eine berufsmässige 
Finanzintermediation im Sinne des Geldwä-
schereigesetzes gegeben ist. Für die Beurtei-
lung, ob ein Finanzintermediär seine Tätigkeit 
berufsmässig ausübt, ist insbesondere die Hö-
he des erzielten Erlöses massgebend. Die ge-
wählte Schwelle von CHF 20'000.- mag auf den 
ersten Blick als relativ tief erscheinen. Der Ge-
setzgeber wollte jedoch nicht nur Haupt-, son-
dern auch Nebenerwerbstätigkeiten erfassen, 
wie die Botschaft zum Geldwäschereigesetz 
unmissverständlich festhält. Der festgesetzte 
Betrag entspricht im Übrigen auch in etwa dem 
Grenzbetrag, ab dem Arbeitnehmer der obliga-
torischen Versicherung in der beruflichen Vor-
sorge unterstehen. 

Neben dem Erlös legt die Verordnung weitere, 
alternative Kriterien fest, die zur Qualifikation 
einer Tätigkeit als berufsmässig führen können. 
Zwei dieser zusätzlichen Kriterien sind aus-
schliesslich auf dauernde Geschäftsbeziehun-
gen anwendbar. Berufsmässig handelt somit 
auch, wer in einem Kalenderjahr dauernde Ge-

schäftsbeziehungen mit mehr als zehn Ver-
tragsparteien aufnimmt oder unterhält oder 
Verfügungsmacht über fremde Vermögenswer-
te hat, die zu einem beliebigen Zeitpunkt CHF 
5 Millionen überschreiten. 

Unabhängig davon, ob eine Geschäftsbezie-
hung dauernd oder bloss einmalig ist, handelt 
schliesslich berufsmässig, wer Transaktionen 
durchführt, deren Gesamtvolumen CHF 2 Milli-
onen im Kalenderjahr überschreitet. Als Trans-
aktion ist grundsätzlich jede Form der Um-
wandlung von Vermögenswerten und jede 
Übertragung von Vermögenswerten zu verste-
hen.  

Die Verordnung regelt zudem eigentliche Spe-
zialfälle. Hervorzuheben ist eine Sonderregel in 
Bezug auf die Finanzintermediation für nahe-
stehende Personen, die sicherstellen will, dass 
die Vermögensverwaltung zum Beispiel für ei-
nen betagten Elternteil ohne Unterstellung un-
ter das Geldwäschereigesetz grundsätzlich 
möglich bleibt. 

2.2 Grundsatzentscheide der Kontroll-
stelle 

2.2.1 Sorgfaltspflichten der Finanzinter-
mediäre 

2.2.1.1 Nachidentifizierung von bestehenden 
Kundenbeziehungen 

Im Zusammenhang mit der Nachidentifizierung 
von Altmandaten wurde aufgrund eines Ent-
scheides der Kontrollstelle folgende Regelung 
bei den SRO umgesetzt: Bei Geschäftsbezie-
hungen, die vor dem 1. April 2000 aufgenom-
men worden sind, hat der Finanzintermediär 
eine Nachidentifizierung durchzuführen. Die 
formelle Nachidentifizierung unter Beizug von 
Identifikationsdokumenten hat dann nicht in-
nerhalb einer festgelegten Frist zu erfolgen, 
wenn eine materielle Identifizierung stattgefun-
den hat und wenn im konkreten Fall der Ge-
schäftspartner dem Finanzintermediär bekannt 
ist. In diesen Fällen muss die formelle Identifi-
zierung beim nächsten Kundenkontakt erfol-
gen. 

Die Kontrollstelle hat eine besondere Regelung 
für den Finanzintermediär Post getroffen, die 
eine Nachidentifizierung der Altmandate im 
Rahmen des Massengeschäftes der Postfi-
nance ermöglichte. Bis im März 2002 hatte die 
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Post bereits ca. 75 % all ihrer Kunden formell 
nachidentifiziert. In Bezug auf die 25 % verblei-
benden Kunden verpflichtete sich die Post, bis 
Ende 2002 die Kundenbeziehungen mit allen 
Geschäftskunden Ausland, den Geschäftskun-
den Inland mit einem durchschnittlichen monat-
lichen Transaktionsvolumen über CHF 1 Million 
und den Privatkunden In- und Ausland mit 
durchschnittlichen monatlichen Transaktionsvo-
lumen über CHF 25'000.- zwingend nachzu-
identifizieren. Konnte die Nachidentifizierung 
mangels Kooperation der Vertragspartner nicht 
vorgenommen werden, mussten diese Kun-
denbeziehungen bei begründetem Geldwä-
schereiverdacht nach Art. 9 GwG gemeldet 
oder die Konten – unter Wahrung des paper 
trails – aufgelöst werden. Bei den übrigen Kun-
denbeziehungen ist die Nachidentifizierung bei 
erster Gelegenheit durchzuführen. 

2.2.1.2 Delegation der Identifizierung 

Die Möglichkeit der Übertragung der Identifizie-
rungshandlungen ist in Art. 16 der Verordnung 
der Kontrollstelle über die Sorgfaltspflichten der 
ihr direkt unterstellten Finanzintermediäre ge-
regelt. Diese Bestimmung lässt die Übertra-
gung der Identifizierung der Vertragspartei nur 
unter Finanzintermediären zu, die im Rahmen 
des gleichen Geschäftes für die gleiche Partei 
Leistungen erbringen. Die Möglichkeit der 
Übertragung der Identifizierungspflicht auf Drit-
te, die keine Finanzintermediäre sind, wird 
nicht erwähnt. In Bezug auf die Modalitäten der 
Delegation ist vorgesehen, dass der die Identi-
fizierung vornehmende Finanzintermediär Ko-
pien der Unterlagen, die zur Identifizierung ge-
dient haben, erstellt und den anderen betroffe-
nen Finanzintermediären übermittelt. Auch hat 
der delegierte Finanzintermediär zu bestätigen, 
dass die übergebenen Kopien den Originalun-
terlagen entsprechen. 

Die Kontrollstelle hat festgestellt, dass beson-
ders im Leasinggeschäft sowohl ihr direkt un-
terstellte als auch einer SRO angeschlossene 
Finanzintermediäre das Bedürfnis haben, die 
Identifizierung der Vertragspartei und die Fest-
stellung des wirtschaftlich Berechtigten durch 
Dritte, etwa die in direktem Kontakt mit den 
Kunden stehenden Lieferanten, vornehmen zu 
lassen. Im Sinne einer zweckmässigen Lösung, 
die zugleich den internationalen Vorgaben der 
Bankenaufsicht und den zivilrechtlichen Grund-
sätzen zur gehörigen Auswahl, Instruktion und 
Überwachung von Hilfspersonen gemäss Art. 
101 OR entspricht, hat die Kontrollstelle des-
halb entschieden, dass Dritte die Identifizierung 
der Vertragspartei sowie die Feststellung des 
wirtschaftlich Berechtigten vornehmen dürfen, 

selbst wenn sie nicht Finanzintermediäre sind, 
wenn nachstehende Voraussetzungen kumula-
tiv erfüllt sind: 

a) Zwischen dem Dritten und dem Finanzin-
termediär ist eine vertragliche Regelung 
über die Einhaltung der Bedingungen für 
die Identifizierung der Vertragspartei und 
für die Feststellung des wirtschaftlich Be-
rechtigten zu treffen (cura in eligendo). 

b) Die Richtlinien des Dritten zur Identifizie-
rung der Vertragspartei und zur Feststel-
lung des wirtschaftlich Berechtigten müs-
sen mit denjenigen des Finanzintermediärs 
übereinstimmen (cura in instruendo). 

c) Der Finanzintermediär muss das Vorgehen 
des Dritten zur Identifizierung der Vertrags-
partei und zur Feststellung des wirtschaft-
lich Berechtigten überprüfen, bzw. die Ein-
haltung der Vorschriften durch den Dritten 
muss von der GwG-Revisionsstelle im 
Rahmen der jährlichen GwG-Revision 
überprüft werden können (cura in custo-
diendo). 

d) Dokumente und Angaben, die dem Dritten 
zur Identifizierung der Vertragspartei und 
zur Feststellung des wirtschaftlich Berech-
tigten gedient haben, sind unmittelbar dem 
Finanzintermediär zu übermitteln. Dabei 
genügt es, wenn der Dritte die Identifizie-
rungsakten kopiert und bescheinigt, dass 
die übermittelten Kopien mit den Origina-
len übereinstimmen. 

e) Die Verantwortung für eine vollumfängliche 
Erfüllung der Sorgfaltspflichten obliegt wei-
terhin dem Finanzintermediär. 

 

2.2.1.3 Sorgfaltspflichten beim Geldtransfer 
ins Ausland 

Die Finanzdienstleistung „Money Transfer“ er-
möglicht es natürlichen oder juristischen Per-
sonen, rasch und einfach Geld zu senden bzw. 
zu empfangen, ohne dass eine Kontobezie-
hung bestehen muss. „Money Transfer“ birgt 
aber auch Risiken, denn die Überweisungen 
werden nicht über ein bestehendes Konto ab-
gewickelt. Dies hat zur Folge, dass keine weite-
ren Beziehungen des Kunden zum Finanzin-
termediär bestehen. Es fehlt damit grundsätz-
lich auch an den Unterlagen, die es ermögli-
chen, die Herkunft und den weiteren Weg der 
Vermögenswerte zu rekonstruieren, insbeson-
dere wenn das Geld ins Ausland überwiesen 
wird.  

Nachdem der „Money Transfer“ auch in Zu-
sammenhang mit den Attentaten vom 11. Sep-
tember 2001 und der Terrorismusfinanzierung 
gebracht worden war, verabschiedete die FATF 



10 Kontrollstelle GwG – Jahresbericht 2002 

im Oktober 2001 die Spezialempfehlung VII, 
welche vorsieht, dass Geldtransfers ausführli-
che Informationen über den absendenden 
Kunden enthalten müssen (vgl. hiernach Ziff. 
8.1.2). 

Infolge der Empfehlungen der FATF hat die 
Kontrollstelle alle SRO gebeten, die bei ihnen 
angeschlossenen Finanzintermediäre zu erhe-
ben, welche diese Dienstleistung anbieten. An-
schliessend sollen die Sorgfaltspflichten für 
diese Geschäfte einheitlich, auf gesamtschwei-
zerischer Ebene konkretisiert werden, um 
Wettbewerbsverzerrungen unter den einzelnen 
Anbietern zu verhindern. Angestrebt wird dabei 
eine generelle Pflicht zur Identifikation der Ver-
tragspartei, unabhängig von der Höhe des zu 
überweisenden Betrags, sowie eine einheitliche 
Regelung der Geldüberweisungen in soge-
nannte nicht-kooperative Länder oder durch 
Angehörige dieser Staaten, deren Regelungen 
keine Gewähr für die Einhaltung der Sorgfalts-
pflichten bieten.  

Mit den zwei wichtigsten Anbietern dieser 
Dienstleistung konnte bereits eine entspre-
chende Regelung vereinbart werden.  

2.2.2 Unterstellungsfragen 

2.2.2.1 Sitzgesellschaften 

In mehreren internationalen Berichten wird auf 
die Gefahr hingewiesen, dass sogenannte cor-
porate vehicles zu Geldwäschereizwecken 
missbraucht werden können. Das Hauptprob-
lem dieser Strukturen liegt dabei in ihrer feh-
lenden Transparenz, die es für die Behörden 
wie für die betroffenen Finanzintermediäre sehr 
schwierig macht zu erfahren, wer eine Sitzge-
sellschaft kontrolliert und beherrscht. 

Aufgrund der Geldwäschereigefahr, die mit 
dem Einsatz von Finanzvehikeln verbunden ist, 
hat die Kontrollstelle im Januar 2002 entschie-
den, Sitzgesellschaften über ihre Organe dem 
Geldwäschereigesetz zu unterstellen. Aus 
rechtlicher Sicht rechtfertigt sich die Unterstel-
lung der Organe durch die Tatsache, dass sol-
che Organe de facto nicht die Interessen der 
Gesellschaft wahren, sondern auf Weisung des 
wirtschaftlich Berechtigten der Sitzgesellschaft 
handeln. Diese Beherrschung und Abhängig-
keit der Organe von Sitzgesellschaften hat zur 
Folge, dass die juristische Selbstständigkeit der 
Sitzgesellschaft keine Berücksichtigung finden 
kann. Organe von Sitzgesellschaften handeln 
deshalb nach Auffassung der Kontrollstelle 

nicht als Teil der Sitzgesellschaft, sondern für 
den sie beherrschenden wirtschaftlich Berech-
tigten. Demnach verfügen Organe von Sitzge-
sellschaften auch nicht über eigenes Vermö-
gen, das Vermögen der Sitzgesellschaft, son-
dern über fremdes Vermögen, das Vermögen 
des wirtschaftlich Berechtigten.  

Als Sitzgesellschaft im Sinne dieser Regelung 
gelten alle Finanzvehikel, unabhängig von ihrer 
rechtlichen Ausgestaltung, die geeignet sind, 
einem wirtschaftlich Berechtigten zu erlauben, 
seine Vermögenswerte zu tarnen. Der Begriff 
der Sitzgesellschaft ist somit untechnisch zu 
verstehen und beschränkt sich nicht auf Vehi-
kel in gesellschaftsrechtlicher Form. Als Sitz-
gesellschaften zu qualifizieren sind insbeson-
dere Trusts, Anstalten und Familienstiftungen. 
Ausschlaggebend ist regelmässig die Tatsa-
che, dass die Sitzgesellschaft in ihrem Domizil-
staat keine Betriebsstätte hat und keine Ange-
stellten beschäftigt. 

Dem Geldwäschereigesetz unterstellt sind 
sämtliche formellen und materiellen Exekutiv-
organe von Sitzgesellschaften, soweit sie ihren 
Wohnsitz in der Schweiz haben und Verfü-
gungsmacht über Vermögenswerte der Sitzge-
sellschaft besitzen, wobei bereits das Vorliegen 
einer kollektiven Zeichnungsberechtigung ge-
nügt. Kein Finanzintermediär ist der wirtschaft-
lich Berechtigte einer Sitzgesellschaft. Eine Un-
terstellung der Exekutivorgane entfällt sodann, 
falls die betreffende Sitzgesellschaft in ihrem 
Domizilstaat selber als Finanzintermediär gilt 
und einer Aufsicht untersteht, die derjenigen 
nach dem Schweizer Geldwäschereigesetz 
materiell entspricht. 

2.2.2.2 Unterstellungspflicht von Angestellten 
eines Finanzintermediärs 

Verfügt eine Gesellschaft über eine Bewilligung 
der Kontrollstelle oder über einen Anschluss an 
eine SRO, so benötigen die Arbeitnehmer der 
betreffenden Gesellschaft selbstredend keine 
eigene Bewilligung respektive keinen eigenen 
Anschluss, da die Arbeitnehmer ihre Tätigkeit 
im Dienste ihres Arbeitgebers und nicht auf 
selbstständiger Basis ausüben. Diese an sich 
klare Rechtslage hat im Zusammenhang mit 
der Unterstellung der Organe von Sitzgesell-
schaften einige Abgrenzungsprobleme hervor-
gerufen. Die Kontrollstelle hatte zu entschei-
den, ob ein Arbeitnehmer eines bewilligten Fi-
nanzintermediärs eine zusätzliche Bewilligung 
benötigt, wenn er als Organ einer Sitzgesell-
schaft tätig wird. Bei dieser Konstellation stellt 
sich die Frage, ob die Organtätigkeit im Dienste 
des Arbeitgebers oder auf privater Basis aus-
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geübt wird. Die Kontrollstelle hat dieses Ab-
grenzungsproblem wie folgt gelöst: 

Sofern der Treuhandvertrag zwischen dem 
wirtschaftlich Berechtigten und dem Arbeitge-
ber abgeschlossen wird und der Arbeitnehmer 
neben seinem Lohn kein zusätzliches Honorar 
vereinnahmt, kann dessen Organtätigkeit als 
Arbeit im Dienste des Arbeitgebers qualifiziert 
werden. Rein formell betrachtet wird der Ar-
beitnehmer zwar in aller Regel als natürliche 
Person und nicht als Vertreter seines Arbeitge-
bers als Organ gewählt. Jedoch kann bei 
kumulativem Vorliegen der beiden hievor 
aufgeführten Voraussetzungen die Organ-
tätigkeit als Arbeit im Dienste des Arbeitgebers 
qualifiziert werden. Die Finanzintermediation ist 
deshalb in solchen Fällen dem Arbeitgeber und 
nicht dem Arbeitnehmer zuzuschreiben.  

2.2.2.3 Transport von Wertsachen 

Die Kontrollstelle hat im November 2002 einen 
Grundsatzentscheid zur Unterstellung von 
Werttransporten unter das Geldwäschereige-
setz getroffen. 

Die Kontrollstelle hat entschieden, dass der 
physische Transport von Vermögenswerten 
dann dem Geldwäschereigesetz unterstellt ist, 
wenn es sich dabei um Bargeld, Inhaberpapie-
re oder Edelmetalle handelt. Begründet wird 
dieser Entscheid damit, dass diese Vermö-
genswerte sehr liquid und einfach zu übertra-
gen sind. Beim Umgang mit solchen Vermö-
genswerten besteht deshalb eine offensichtli-
che Geldwäschereigefahr.  

Ausgangspunkt für diesen Entscheid bildet Art. 
26 der Verordnung der Kontrollstelle über die 
Sorgfaltspflichten der ihr direkt unterstellten Fi-
nanzintermediäre. Gemäss dieser Bestimmung 
unterstehen Transaktionen von Bargeld, Inha-
berpapieren und Edelmetallen in einem be-
stimmten Betrag der besonderen Abklärungs-
pflicht. Der Finanzintermediär muss die wirt-
schaftlichen Hintergründe und den Zweck sol-
cher Transaktionen abklären. Dasselbe sieht 
die Randziffer 23 des Rundschreibens 98/1 
„Geldwäscherei“ der Eidg. Bankenkommission 
vor. Diese Bestimmungen sind erlassen wor-
den, weil erkannt wurde, dass bei Transaktio-
nen von Bargeld, Inhaberpapieren und Edelme-
tallen eine erhöhte Geldwäschereigefahr 
vorhanden ist. Deshalb ist es angezeigt, sich 
auch bei der Frage der Unterstellung des 
Werttransportes unter das Geldwäscherei-
gesetz auf diese Bestimmungen zu stützen und 
den physischen Transport der erwähnten 

werte dem Geldwäschereigesetz zu unterstel-
len. 

Vermögenswerte dem Geldwäschereigesetz zu 

Im Übrigen trägt die Kontrollstelle mit diesem 
Entscheid internationalen Standards, insbe-
sondere der Spezialempfehlung VI über die 
Terrorismusfinanzierung der FATF, Rechnung 
(vgl. hiernach Ziff. 8.1.2). 

2.2.2.4 Rohwarenhändler 

Seit dem Inkrafttreten des Geldwäschereige-
setzes vermochte kaum eine andere Frage so 
hohe Wellen aufzuwerfen wie diejenige nach 
der Tragweite der Bestimmung von Art. 2 
Abs. 3 Bst. c GwG. Die diesbezüglichen Kon-
troversen kreisen vornehmlich um die Frage, 
inwieweit sich der Handel mit Rohwaren dem 
durch das Geldwäschereigesetz anvisierten Fi-
nanzsektor zuordnen lässt, wenn dieser in 
Form des sogenannten „Eigenhandels“ betrie-
ben wird, d.h. durch Kauf und Verkauf physi-
scher Rohwarenpositionen für eigene Rech-
nung. 

Die Kontrollstelle hat ihren Grundsatzentscheid 
zur Unterstellung des Rohwarenhandels der 
Öffentlichkeit bereits an der Pressekonferenz 
vom 18. Januar 2002, die anlässlich der Ant-
wort des Bundesrates auf den Bericht der Ge-
schäftsprüfungskommission des Nationalrates 
über Vollzugsprobleme bei der Umsetzung des 
Geldwäschereigesetzes abgehalten wurde, 
präsentiert. Demnach ist Art. 2 Abs. 3 Bst. c 
GwG dahin gehend zu verstehen, dass nicht 
nur der Handel mit Rohwaren für fremde, son-
dern auch derjenige für eigene Rechnung der 
Aufsicht der Kontrollstelle zu unterstellen ist. 
Von dieser grundsätzlichen Unterstellungs-
pflicht kann allerdings ausnahmsweise abgewi-
chen werden, wenn der Eigenhandel nicht zu 
Handelszwecken, sondern zum Zwecke des 
Eigengebrauchs und/oder der Eigenverarbei-
tung betrieben wird. Demzufolge hat die Kon-
trollstelle in jedem Einzelfall zu prüfen, ob die 
vom betreffenden Rohwarenhändler ausgeübte 
Geschäftstätigkeit eine Finanzdienstleistung 
darstellt und somit der ihr durch das Geldwä-
schereigesetz übertragenen Aufsicht unterliegt.  

Im Frühjahr 2002 wurden der Kontrollstelle 
Dutzende verschiedenster Unterstellungsan-
fragen im Zusammenhang mit ihrer Praxis zum 
Rohwarenhandel unterbreitet. Unterdessen hat 
sie sich ihrerseits um eine nähere Konkretisie-
rung ihrer diesbezüglichen Praxis bemüht und 
hat zu diesem Zwecke sowie im Bestreben, ein 
den gesetzlichen Anforderungen genügendes 
und zugleich den unbestreitbaren Besonderhei-
ten dieses Geschäftszweiges hinlänglich 
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Rechnung tragendes Umsetzungskonzept zu 
erarbeiten, mit diversen Rohwarenhändlern 
Gespräche geführt. 

2.2.3 Gebührenpraxis der Kontrollstelle 

Die Kontrollstelle ist Teil der Eidg. Finanzver-
waltung, deren Kosten durch das Gesamtbud-
get der Eidgenossenschaft gedeckt sind. Sie 
erhebt überdies Gebühren für erbrachte Leis-
tungen sowie für Verfügungen nach der Ver-
ordnung über die Gebühren der Kontrollstelle 
für die Bekämpfung der Geldwäscherei. Die 
Höhe der Gebühren bemisst sich im Besonde-
ren an der aufgewendeten Zeit und am Interes-
se der Personen, welche die Leistung oder die 
Verfügung erfragen oder provozieren. Der 
Stundenansatz variiert zwischen CHF 140.- 
und CHF 300.-. 

In Anwendung dieser Regeln stellt die Kontroll-
stelle ihre Gebühren in Rechnung, wenn 

− Personen oder Gesellschaften um eine 
Bewilligung für eine Tätigkeit als Finanzin-
termediäre ersuchen, 

− die Kontrollstelle bei Finanzintermediären 
oder SRO GwG-Revisionen durchführt, um 
zu überprüfen, ob sie die Anforderungen 
des Gesetzes erfüllen, 

− die Kontrollstelle feststellt, dass Personen 
oder Gesellschaften illegal dem GwG un-
terstellte Tätigkeiten ausüben und die 
Sorgfaltspflichten grob verletzen und sie 
diese deshalb in Liquidation setzt oder aus 
dem Handelsregister streichen lässt, 

− die Informationen, welche der Kontrollstelle 
im Zeitpunkt einer Verfahrenseröffnung 
vorliegen, nahe legen, dass die betreffende 
Person oder Gesellschaft eine dem GwG 
unterstellte Tätigkeit ausüben könnte, ohne 
über eine Bewilligung oder einen An-
schluss an eine anerkannte SRO zu verfü-
gen, sich jedoch in Folge erweist, dass kei-
ne Unterstellungspflicht vorliegt. 

 
Die Kontrollstelle erhob bis vor kurzem Gebüh-
ren für Informationen darüber, ob ein Finanzin-
termediär über einen Anschluss an eine SRO 
oder über eine Bewilligung der Kontrollstelle 
verfügte. Im Verlaufe des Jahres 2002 gab die 
Kontrollstelle diese Praxis auf. Sie erachtet die 
Transparenz, welche durch derartige Auskünfte 
erzielt wird, als derart wichtig, dass die Erhe-
bung von Gebühren für diese Leistung unan-
gemessen wäre. 

Wegen praktischen Schwierigkeiten und wegen 
der problematischen gesetzlichen Grundlage 
hat die Kontrollstelle überdies entschieden, 

dass sie den SRO und Finanzintermediären für 
manuelle oder elektronische Mutationen in ih-
ren eigenen Datenbanken keine Gebühren 
mehr auferlegen wird. Aufgrund dieses Ent-
scheides konnten die diversen hängigen Be-
schwerden in dieser Angelegenheit abge-
schrieben werden. 

2.2.4 Veröffentlichung der Finanzinterme-
diäre auf der Website der Kontroll-
stelle 

Die Kontrollstelle plant schon seit längerer Zeit, 
die Namen und den Sitz aller Finanzintermedi-
äre, die entweder der Kontrollstelle direkt un-
terstellt oder einer SRO angeschlossen sind, 
auf ihrer Website zu publizieren. 

Der Zweck dieser Publikation ist derjenige, der 
hinter dem gesamten Geldwäschereigesetz 
steht: die Bekämpfung der Geldwäscherei 
durch präventive Massnahmen, welche insbe-
sondere durch eine Erhöhung der Transparenz 
im stark heterogenen Nichtbankensektor ge-
schehen kann. Durch die Publikation wird für 
jedermann erkennbar, beispielsweise für Kun-
den oder Konkurrenten eines Finanzintermedi-
ärs, ob dieser tatsächlich der gesetzlich vorge-
schriebenen Aufsicht untersteht. Für illegal täti-
ge Finanzintermediäre wird es so erheblich 
schwieriger werden, ihre Geschäfte weiterhin 
unbemerkt zu betreiben. 

Am 15. September 2001 ist die für die Publika-
tion notwendige gesetzliche Grundlage in Kraft 
getreten. Der Wortlaut von Art. 7 Abs. 1 RegV-
GwG entspricht einem Vorschlag des Eidg. Da-
tenschutzbeauftragten, welcher unverändert 
übernommen wurde. 

Im Oktober 2001 wurde den SRO Gelegenheit 
zur Vernehmlassung über die konkrete Anwen-
dung der Bestimmung gegeben. Die Hälfte der 
SRO sprachen sich zu diesem Zeitpunkt gegen 
die geplante Publikation aus. Da die Kontroll-
stelle entgegen der Meinung dieser SRO der 
Ansicht war, dass die gesetzliche Grundlage 
ausreichend ist, setzte sie ihr Vorhaben fort. 
Aus Gründen der Verhältnismässigkeit fasste 
die Kontrollstelle jedoch den Entschluss, die 
Namen der Finanzintermediäre nicht in Form 
einer Liste zu publizieren, sondern sie über ei-
ne Suchmaschine zugänglich zu machen. Die-
ses Vorhaben wurde den SRO im März 2002 
bekannt gegeben. 

In der Folge haben rund 800 Finanzintermediä-
re und eine SRO gestützt auf Art. 20 DSG die 
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Sperrung ihrer Daten bzw. derjenigen ihrer Mit-
glieder verlangt. 

Zur Klärung der Voraussetzungen und der 
Tragweite des Sperrrechts hat die Kontrollstelle 
das Sperrgesuch dieser SRO sowie die Gesu-
che einiger repräsentativer Finanzintermediäre 
mittels Verfügung abgelehnt. Inhaltlich ist dabei 
zu erwähnen, dass das Datenschutzgesetz 
vorsieht, dass nur Personen, die ein schutz-
würdiges Interesse glaubhaft machen, sich auf 
das Sperrrecht berufen können. Die Kontroll-
stelle ist der Ansicht, dass ein derartiges Inte-
resse nicht besteht bei natürlichen und juristi-
schen Personen, deren Firma bereits im Han-
delsregister eingetragen ist, was bei den meis-
ten Finanzintermediären jedoch der Fall ist. 
Über allfällige Beschwerden wird die Eidg. Da-
tenschutzkommission zu befinden haben. 
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3 Beziehungen zu den Selbstregulie-
rungsorganisationen 

3.1 Besprechung der Jahresberichte 2000 
und 2001 

Zu Beginn des Jahres 2002 war nicht nur die 
Behandlung der SRO-Jahresberichte für das 
Jahr 2001 pendent, sondern auch diejenige für 
das Vorjahr 2000. 

Bis im März 2002 wurden sämtliche Jahresbe-
richte 2000 analysiert und nach dem Verfassen 
eines Berichtes mit den Geschäftsleitungen al-
ler SRO besprochen. In einzelnen Fällen wur-
den auch Massnahmen eingeleitet, um durch 
die Analyse aufgedeckte Mängel zu beseitigen. 

Im zweiten Semester 2002 wurden dann in 
gleicher Weise die Jahresberichte für das Ge-
schäftsjahr 2001 behandelt, so dass die zu Be-
ginn des Jahres vorhandenen Pendenzen voll-
ständig aufgearbeitet werden konnten. 

Die Besprechung der Jahresberichte hat sich 
als besonders wertvolles Instrument erwiesen, 
weil für die meisten Probleme während der Be-
sprechung Lösungen gefunden werden konn-
ten. Die Akzeptanz der gemeinsam beschlos-
senen Massnahmen ist dabei viel höher, als 
wenn die Kontrollstelle diese verfügt hätte. Ent-
sprechend schnell konnten viele Verbesserun-
gen bereits umgesetzt und lange Beschwerde-
verfahren vermieden werden. Ganz allgemein 
hat sich eine konstruktive Kommunikation mit 
den SRO entwickelt. 

Die bei der Bearbeitung der Jahresberichte 
gemachten Erfahrungen haben dazu geführt, 
dass das bisherige Muster der Kontrollstelle für 
den Jahresbericht der SRO stark überarbeitet 
wurde. Der neue Musterjahresbericht trägt 
durch seine klare Struktur und der Beschrän-
kung auf die wirklich aussagekräftigen Inhalte 
den praktischen Bedürfnissen sowohl der Kon-
trollstelle wie auch der SRO besser Rechnung. 

3.1.1 Einheitliche Revisionszyklen bei al-
len SRO 

Eines der Themen, die anlässlich der Bespre-
chung der Jahresberichte mit den Geschäftslei-
tungen der SRO erörtert wurden, war die Ein-
führung von einheitlichen Revisionszyklen bei 
allen SRO. Die Kontrollstelle vertritt den Stand-

punkt, dass nur eine jährliche Revision auf-
grund ihres Rhythmus geeignet ist, innert ver-
nünftiger Frist festzustellen, ob ein Finanzin-
termediär die im Geldwäschereigesetz statuier-
ten Pflichten verletzt hat, und nötigenfalls ent-
sprechende Massnahmen zu veranlassen. Die 
meisten SRO sehen die jährliche Revision in 
ihren Reglementen bereits vor. Bei einer der 
SRO mit abweichender Regelung wurde der 
Systemwechsel auf das nächste Jahr hin ver-
fügt. Diese Verfügung wurde nicht angefoch-
ten, so dass ab 2003 eine jährliche Revision 
stattfinden wird. Bei den beiden restlichen SRO 
bereitet der Systemwechsel grössere prakti-
sche Schwierigkeiten, insbesondere angesichts 
der grossen Anzahl Mitglieder, so dass derzeit 
über die genauen Modalitäten der Umstellung, 
insbesondere über die Frage nach adäquaten 
Übergangsfristen, diskutiert wird. 

3.1.2 Unabhängigkeit der SRO-Organe 

Die Gewährleistung der Unabhängigkeit der für 
die anerkannten SRO tätigen Organe, zählt zu 
den vordringlichsten Aufgaben der Kontrollstel-
le. Auch wenn die Selbstregulierung erfordert, 
dass sich die Angehörigen einer Berufsgruppe 
gewissermassen selbst beaufsichtigen, kann 
eine unabhängige Selbstregulierung im Sinne 
des Gesetzes nur gewährleistet werden, wenn 
gleichzeitig auch Personen, welche einer ande-
ren Berufskategorie angehören und über die 
erforderlichen Fachkenntnisse in GwG-Belan-
gen verfügen, einen gewissen Einfluss auf die 
Entscheidfindung der SRO auszuüben vermö-
gen. Infolgedessen trachtet die Kontrollstelle 
danach, sämtlichen Finanzintermediären nicht 
bloss eine kompetente, sondern zugleich auch 
eine unabhängige Selbstregulierung zu si-
chern, indem sie die SRO ermutigt, auch einen 
angemessenen Anteil an Angehörigen anderer 
Berufsgruppen mit geschäftsleitenden Funktio-
nen zu beauftragen. Im Rahmen der ihr zur 
Genehmigung unterbreiteten Personalmutati-
onsgesuche setzt sie ein gewisses Gleichge-
wicht in der Zusammensetzung der in den 
SRO-Organen vertretenen Berufskategorien 
durch. Nebst dieser Vorsichtsmassnahme or-
ganisatorischer Natur fordert die Kontrollstelle 
von jedem für die SRO tätigen Organ die Ein-
reichung einer unterzeichneten Unabhängig-
keitserklärung, mit welcher sich dieses ver-
pflichtet, in all den Fällen, in denen es sich 
durch eigene persönliche oder berufliche Inte-
ressen in seiner Entscheidfindung oder Hand-
lungsweise beeinflusst sehen könnte, die Aus-
standspflichten zu wahren. 
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3.2 Revision der SRO 

Im Jahr 2002 hat die Kontrollstelle erstmals bei 
sämtlichen von ihr anerkannten zwölf SRO Re-
visionen durchgeführt. Bei elf SRO hat sie die 
Revisionen selbst gemacht, bei der SRO 
SAV/SNV hat sie eine externe Revisionsstelle 
damit beauftragt. Die Revisionen hatten die 
Einhaltung der Pflichten nach dem Geldwä-
schereigesetz sowie die Um- respektive Durch-
setzung der durch die SRO nach Art. 25 GwG 
erlassenen Reglemente zum Gegenstand.  

Im Rahmen der Revisionen wurden folgende 
Themenbereiche definiert und einer vertieften 
Prüfung unterzogen:  

− das Verfahren der SRO zur Aufnahme von 
Finanzintermediären, 

− die Ausbildung der angeschlossenen Fi-
nanzintermediäre, und 

− ein weiteres, je nach SRO unterschiedli-
ches Thema (u.a. Sanktionen/Sank-
tionsstatistik, Unabhängigkeit der GwG-
Revisionsstellen der SRO, Unabhängigkeit 
der Organe der SRO, Ausbildung und Aus-
wahl der GwG-Revisionsstellen). 

 
Die Ergebnisse der Revisionen sind überwie-
gend positiv ausgefallen: Die Fachkenntnisse 
zur Führung der SRO sind vorhanden und die 
notwendigen Massnahmen zur Beaufsichtigung 
der Mitglieder wurden getroffen. Die Revision in 
Bezug auf die Unabhängigkeit der SRO-
Organe von den der SRO angeschlossenen Fi-
nanzintermediären zeigte ebenfalls, dass diese 
grundsätzlich gewährleistet ist.  

3.2.1 Aufnahmeverfahren 

Ein Anschlussgesuch eines Finanzintermediärs 
an eine SRO erfolgt mittels Einreichung der er-
forderlichen Dokumente an die entsprechende 
SRO. Die Statuten der SRO und die entspre-
chenden Reglemente, die von der Kontrollstelle 
genehmigt worden sind, legen die erforderli-
chen Dokumente und die Voraussetzungen 
fest, die der Finanzintermediär erfüllen muss, 
um von einer SRO aufgenommen zu werden. 
Die Dokumente, die von der SRO in diesem 
Zusammenhang verlangt werden, sind denjeni-
gen ähnlich, die von der Kontrollstelle in Bewil-
ligungsverfahren für direkt unterstellte 
Finanzintermediäre gefordert werden.  

Die Revision beschränkt sich darauf, das Auf-
nahmeverfahren auf die Konformität mit dem 
Reglement zu prüfen und allfällige Abweichun-
gen festzuhalten. Aufgrund der Revision kann 
festgehalten werden, dass in Bezug auf das 

Aufnahmeverfahren teilweise Mängel bei den 
eingereichten Dokumenten gefunden wurden. 
In einigen Fällen waren die Dossiers unvoll-
ständig, indem ein bestimmtes Dokument fehlte 
oder ein bestimmtes Dokument zwar vorhan-
den war, nicht aber in der verlangten Form. 

Im Fall einer SRO hat die Revision ergeben, 
dass das im Reglement vorgesehene Verfah-
ren den Verantwortlichen der SRO nicht er-
laubt, aktuelle Informationen und Unterlagen 
über die Geschäftstätigkeit der Gesuchsteller 
zu erhalten. Diesem Mangel wird im Rahmen 
der Überarbeitung des Reglements dieser SRO 
Rechnung zu tragen sein. 

3.2.2 Ausbildung der Finanzintermediäre 
und der Revisionsstellen 

Die SRO haben die Pflicht, die Verantwortli-
chen der angeschlossenen Finanzintermediäre 
im Bereich der Geldwäschereibekämpfung 
auszubilden bzw. dafür zu sorgen, dass die 
angeschlossenen Finanzintermediäre ihrer 
Ausbildungspflicht nachkommen. Einzelne 
SRO sehen auch eine Ausbildungspflicht für 
die GwG-Revisionsstellen vor. Bei Nicht-
Einhaltung der Ausbildungspflicht haben die 
SRO die entsprechenden Massnahmen zu tref-
fen.  

Neu angeschlossene Finanzintermediäre bzw. 
neue Mitarbeiter mit Kundenkontakt bereits an-
geschlossener Finanzintermediäre müssen ei-
nen Grundkurs absolvieren. Des Weiteren be-
steht eine Weiterbildungspflicht. Ob die SRO 
die Ausbildung selbst durchführt oder die 
Durchführung derselben einem Dritten über-
trägt, steht in ihrem pflichtgemässen Ermes-
sen.  

Im Rahmen der Revisionen der SRO wurde 
geprüft, ob die SRO ihrer Ausbildungspflicht 
gegenüber den angeschlossenen Finanzinter-
mediären einerseits und gegenüber den GwG-
Revisionsstellen andererseits nachgekommen 
sind. Die Revision beinhaltete die Prüfung, ob 
die SRO die Ausbildung in Übereinstimmung 
mit ihrem Reglement durchführten. In diese 
Überprüfung wurde auch das Kursmaterial in 
Bezug auf die behandelten Themen und die 
Aktualisierung derselben sowie die Organisati-
on der Veranstaltungen, z.B. Erfolgskontrolle, 
Anwesenheitskontrolle, Rückmeldung, einbe-
zogen. 

Im Rahmen der Revision wurde festgestellt, 
dass die Ausbildung gemäss Ausbildungskon-
zept durchgeführt bzw. umgesetzt worden ist. 
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Die durchgeführten Veranstaltungen bildeten 
im Allgemeinen eine gute Grundlage für den 
Erwerb der Kenntnisse der Bestimmungen des 
Geldwäschereigesetzes. In vereinzelten Fällen 
wurden jedoch Mängel bei der Überwachung 
der Erfüllung der Ausbildungspflicht bzw. bei 
der Kontrolle der konkreten Kursteilnahme des 
Finanzintermediärs und bei der entsprechen-
den Sanktionierung von fehlbaren Finanzinter-
mediären festgestellt. 

3.3 Sanktionsverfahren der SRO gegen 
Finanzintermediäre, die ihre Sorg-
faltspflichten verletzen 

Im Rahmen der Aufsicht über die SRO muss 
die Kontrollstelle im besonderen die Strenge 
der von den SRO getroffenen Sanktionen in 
Abhängigkeit der festgestellten Verletzungen 
überprüfen. Sie muss zudem prüfen, ob alle 
festgestellten Widerhandlungen gegen das 
Geldwäschereigesetz zu einer Eröffnung eines 
Sanktionsverfahrens geführt haben. Die Auf-
sicht der Kontrollstelle über die von der SRO 
gegenüber ihren Mitgliedern verhängten Sank-
tionen dient der Prüfung der Funktionsfähigkeit 
des Systems der Selbstregulierung und der Si-
cherstellung einer gewissen Gleichbehandlung 
aller einer SRO angeschlossenen Finanzinter-
mediäre in Bezug auf die Sanktionen.  

Die Kontrollstelle beschränkt sich allerdings 
nicht nur auf die Kontrolle der Sanktionsverfah-
ren der SRO gegenüber ihren Mitgliedern. 
Wenn die Kontrollstelle annimmt, dass geldwä-
schereirelevante, strafrechtliche Tatbestände 
erfüllt sind, hat sie die Pflicht, den Fall der 
MROS zu melden, soweit dies nicht bereits 
durch die SRO selbst erfolgt ist. Im Lauf des 
Jahres 2002 mussten zwei Meldungen dieser 
Art vorgenommen werden. Zur Zeit sind in bei-
den Fällen vor den zuständigen Strafverfol-
gungsbehörden Strafverfahren hängig. Diese 
Fälle haben zum Ausschluss der betroffenen 
Finanzintermediäre aus der jeweiligen SRO ge-
führt.  

3.4 Informationsaustausch mit den SRO 

Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen der 
Kontrollstelle und den SRO stellte sich wäh-
rend des Jahres 2002 die im Gesetz nicht ge-
klärte Frage, ob die Kontrollstelle Informatio-
nen, welche ein Mitglied einer SRO betreffen, 
an diese weiterleiten kann. Die Kontrollstelle ist 
nach eingehender Prüfung dieser Frage zum 
Ergebnis gelangt, dass Informationen der Kon-

trollstelle an die SRO als einfache Hilfeleistun-
gen im Rahmen des Aufsichtsverhältnisses zu 
qualifizieren sind. Solange bei der Informati-
onsweitergabe die Bestimmungen des Daten-
schutzgesetzes beachtet werden, wird auch 
das für die Kontrollstelle geltende Amtsge-
heimnis nicht verletzt. Datenschutzrechtlich 
werden die SRO insoweit als Bundesorgane 
betrachtet, als sie die Daten für die Erfüllung 
einer öffentlichen Aufgabe benötigen. 

Konkret bedeutet dies, dass wenn die Kontroll-
stelle im Besitz von Daten ist, welche für die 
SRO zur Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Auf-
sichtsaufgabe unentbehrlich sind, die absolut 
notwendigen Informationen weitergegeben 
werden können. Die Weitergabe darf aber nur 
im Einzelfall und im Hinblick auf den verfolgten 
Zweck erfolgen. Eine zulässige Bekanntgabe 
ist nach Auffassung der Kontrollstelle etwa 
dann gegeben, wenn sie über Informationen 
bezüglich eines angeschlossenen Finanzinter-
mediäres verfügt, die ansonsten der SRO ganz 
unbekannt blieben oder von denen die SRO 
erst so spät Kenntnis erlangen würde, dass ein 
wirksames Eingreifen, z.B. mit einer ausseror-
dentlichen Revision, unmöglich wäre. Die Kon-
trollstelle ist dann berechtigt, diese Informatio-
nen spontan weiterzuleiten. Ausgeschlossen 
bleibt dagegen eine regelmässige, systemati-
sche Datenbekanntgabe an die SRO. 

3.5 Benchmarking SRO 

Das Projekt «Benchmarking SRO» wurde von 
der Kontrollstelle mit dem Ziel in Angriff ge-
nommen, ein Instrument zu erstellen, mit des-
sen Hilfe die Organisation sämtlicher anerkann-
ter SRO verglichen werden kann. Bereits zu 
Beginn der Umsetzung des Systems der 
Selbstregulierung zeigte sich das Bedürfnis ei-
ner derartigen Vergleichsmöglichkeit. Die Kon-
trollstelle stellte sehr schnell fest, dass sie für 
eine optimale Wahrnehmung ihrer Aufsichts-
funktion den Überblick über Statuten, Regle-
mente und allgemeine Organisation aller aner-
kannten SRO haben muss. Tatsächlich be-
stand das Risiko, dass durch die unterschiedli-
chen Systeme kurz- oder mittelfristig die GwG-
relevanten Tätigkeiten der SRO schwer zu dif-
ferenzieren und zu vergleichen sein würden. 
Der Bedarf nach Harmonisierung der Minimal-
standards in den Bereichen Organisation und 
Kontrollen hat ebenfalls dazu geführt, dass ei-
ne vollständige und verlässliche Datenbank der 
Grundcharakteristika aller SRO notwendig 
wurde. Das Projekt «Benchmarking SRO» ist 
am Ende des Jahres 2002 abgeschlossen wor-
den und erlaubt es bereits heute, auf einen 
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Blick Angaben wie die Marktabdeckung, die 
Gebühren, die finanziellen Möglichkeiten, die 
Führungs- und Verwaltungsstruktur, die Art und 
Anzahl der Kontrollen, die Sanktionen sowie 
die Ausbildungs- und Informationsmittel der 
SRO einander gegenüberzustellen. Die daraus 
gewonnenen Erkenntnisse werden es ermögli-
chen, gleichwertige Minimalstandards für die 
gesamte Selbstregulierung im schweizerischen 
Nichtbankensektor zu erreichen. 

3.6 Koordinationskonferenz 

Am 15. November 2002 wurde auf der Basis 
einer neuen Konzeption eine Koordinationskon-
ferenz mit allen zwölf anerkannten SRO in Bern 
durchgeführt. Am Vormittag wurden den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern zum Thema der 
Sacheinziehung, der Verletzung von Sorgfalts-
pflichten, der Geldwäscherei sowie zum Thema 
der seit dem 1. Januar 2002 bestehenden Zu-
ständigkeiten der Bundesanwaltschaft im Be-
reich der organisierten Kriminalität und der Be-
kämpfung der Geldwäscherei neue Erkenntnis-
se vermittelt. Dazu konnten namhafte Referen-
ten, wie der ehemalige Generalprokurator des 
Kantons Genf, der Stellvertretende Bundesan-
walt und der leitende Bezirksanwalt der Be-
zirksanwaltschaft IV des Kantons Zürich ge-
wonnen werden. Der Nachmittag gehörte vor-
wiegend der Podiumsdiskussion über wichtige 
Themen der Selbstregulierung, an der nebst 
den Referenten Vertreter der Kontrollstelle, der 
MROS und des Forums SRO teilgenommen 
haben. Den Schluss der Veranstaltung bildeten 
die Ausführungen des Direktors der Eidg. Fi-
nanzverwaltung zur Finanzmarktaufsicht im 
Nichtbankensektor und deren Herausforderun-
gen. Insgesamt wurde der Anlass sehr positiv 
bewertet, was die Kontrollstelle motiviert, diese 
Veranstaltung zu einem festen Bestandteil ihrer 
künftigen Jahresplanung zu machen.  

3.7 Teilnahme am Forum SRO 

Die zwölf anerkannten SRO haben sich zu ei-
nem Forum zusammengeschlossen. Der 
Zweck dieser unterdessen institutionalisierten 
Arbeitsgemeinschaft besteht in einem Erfah-
rungsaustausch und in den Bemühungen, so-
weit als möglich die Aufsichtstätigkeit der SRO 
und ihre Reglemente zu vereinheitlichen sowie 
gegenseitig anzuerkennen. Zudem befasst sich 
das Forum mit der Öffentlichkeitsarbeit rund 
um die Selbstregulierung des Nichtbankenbe-
reichs in der Schweiz. An den mehrmals jähr-
lich stattfindenden Zusammenkünften nehmen 

unter anderem Vertreter der Kontrollstelle, der 
MROS und der Schweizerischen Bankierverei-
nigung teil. Diese Kommunikationsplattform hat 
sich bewährt, da zahlreiche Fach- und Koordi-
nationsfragen zwischen den Vertretern der 
SRO und der Behörden bereinigt und allfällige 
Meinungsverschiedenheiten ausgeräumt wer-
den können. Die Kontrollstelle ist daher der 
Überzeugung, dass das Forum SRO ein wert-
volles Instrument darstellt. 
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4 Direkt unterstellte Finanzintermediäre 

4.1 Befristete Task Force zum Abbau der 
hängigen Bewilligungsgesuche 

Die Kontrollstelle wurde bis Ende August 2002 
durch eine im Mai 2001 gebildete Task Force 
verstärkt. Das Mandat, diese Task Force zu 
konstituieren und administrativ zu leiten, wurde 
einer externen Consulting Firma übertragen. 
Hinsichtlich der Behandlung der hängigen Ge-
suche unterstand die Task Force den Direkti-
ven der Kontrollstelle und fiel in deren Verant-
wortlichkeit. Die Task Force setzte sich aus 11 
Mitarbeitern zusammen, die entweder die 2. 
Hälfte ihres Studiums der Rechts- oder Wirt-
schaftswissenschaften erreicht hatten oder be-
reits über ein Lizentiat in einem der beiden Be-
reiche verfügten. Die Mitglieder, welche in den 
drei primären Landessprachen arbeiteten, ver-
richteten Teilzeitarbeit und waren für ihre Ar-
beitsstunden selber verantwortlich.  

Aufgabe der Task Force war es, der Kontroll-
stelle beim Abbau der noch hängigen Gesuche 
um Direktunterstellung zu helfen. Jeder Mitar-
beiter der Task Force bearbeitete die ihm zuge-
teilten Gesuche mittels der von der Kontrollstel-
le entwickelten Arbeitshilfen und gemäss den 
Anweisungen der Mitarbeiter der Kontrollstelle. 
Dementsprechend war es Aufgabe eines jeden 
Mitarbeiters der Task Force: 

− die Dokumente eines Dossiers zu kontrol-
lieren, sie zu ordnen, daraus die wichtigen 
Informationen zu extrahieren und Fehlen-
des hervorzuheben; 

− Entwürfe für Briefe an die Finanzintermedi-
äre vorzubereiten, insbesondere um sie zur 
Vervollständigung der Gesuche anzuhal-
ten; 

− das Gespräch vor Bewilligungserteilung 
vorzubereiten und zu protokollieren; 

− Verfügungsentwürfe zu verfassen. 
 
Die Task Force bearbeitete Gesuche aller Art, 
mit Ausnahme von einigen Spezialfällen. Bei 
den Finanzintermediären, die ihr Gesuch um 
Direktunterstellung zurückzogen, verfassten sie 
den Grossteil der Abschreibungsverfügungen. 
Im Zuge der vielseitigen Tätigkeiten, welche die 
Mitglieder der Task Force ausübten, traten sie, 
mit Ausnahme des Schlussgespräches, zu kei-
nem Zeitpunkt in direkten Kontakt mit den Fi-
nanzintermediären. 

Die Mitglieder der Task Force spielten eine 
entscheidende Rolle bei der Bestandesauf-
nahme. Sie waren es, die den Grossteil der 
Dossiers registrierten, klassierten und überprüf-
ten. Es war unter anderem ihr Verdienst, dass 
man derart schnell einen Gesamtüberblick über 
die vorhandenen Gesuche gewann. Das Inte-
resse jedes Einzelnen für seine Arbeit und für 
das Geldwäschereigesetz führte zu wertvollen 
Beiträgen bei der Weiterentwicklung der Ar-
beitshilfen, bei der Präzisierung von Rechtsfra-
gen und bei der Suche nach pragmatischen 
Lösungen. 

Aus der Sicht der Kontrollstelle war die Zu-
sammenarbeit einerseits fruchtbar, weil sie ihr 
erlaubte, die Dossiers in Ordnung zu bringen 
und die pendenten Bewilligungsgesuche effi-
zient zu behandeln. Andererseits forderte sie 
von den Mitarbeitern der Kontrollstelle jedoch 
Einsatz bei der Überarbeitung von Arbeitshil-
fen, beim Kontrollieren von Arbeiten und bei 
der Beantwortung von Fragen. Dass die Zu-
sammenarbeit mit der Task Force zu einem 
positiven Ergebnis führte, war nicht zuletzt das 
Verdienst derjenigen, welche die Task Force 
betreuten. 

4.2 Bewilligungsverfahren 

4.2.1 Bestandesaufnahme 

In einer ersten Phase ging es darum, Ordnung 
in die Gesuche zu bringen, die sich angesam-
melt hatten. Dazu wurden Ende Februar 2002, 
auf Grund der ersten Erfahrungen bei der Dos-
sierbearbeitung, Anforderungen an eine noch 
zu erstellende Datensammlung definiert. Eine 
erste einmonatige Bestandesaufnahme lieferte 
die gewünschten Angaben und die Daten-
sammlung wurde erstellt. Das neugeschaffene 
Kontrollinstrument erlaubte eine Neuverteilung 
der Gesuche unter den Mitarbeitern und die 
Bearbeitung der Gesuche konnte verfolgt wer-
den. 

4.2.2 Bearbeitung und Erledigung der Ge-
suche 

Ab diesem Zeitpunkt beschleunigte sich die 
Behandlung der Gesuche. Es wurden sehr vie-
le Nachforderungsbriefe versandt und mehr als 
hundertfünfzig Gespräche mit den direkt unter-
stellten Finanzintermediären geführt. Neue Ar-
beitsinstrumente wurden kreiert und die alten 
überarbeitet. Die suspendierten Gesuche wur-
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den erneut überprüft und wenn möglich reakti-
viert. Die ersten Revisionen bei den direkt un-
terstellen Finanzintermediären wurden durch-
geführt. Rückzugsgesuche wurden geprüft und 
allenfalls wurde ihnen stattgegeben. Die Kon-
trollstelle hat mehr als 500 Abschreibungs-
verfügungen erlassen. Vorwiegend konzentrier-
te man sich aber auf die Abarbeitung der pen-
denten Bewilligungsgesuche. 

Im Hinblick auf die im September in Kraft tre-
tende Verordnung der Kontrollstelle für die Be-
kämpfung der Geldwäscherei über die berufs-
mässige Ausübung der Finanzintermediation 
im Nichtbankensektor wurden ab Sommer 
mehr als 50 Fragebogen versandt, um den Um-
fang der unterstellten Tätigkeit bei den betrof-
fenen direkt unterstellten Finanzintermediären 
festzustellen. Im Rahmen einer zweiten Be-
standesaufnahme wurde die Datensammlung 
aktualisiert und eine strengere Fristenkontrolle 
eingeführt. 

4.2.3 Verfeinerung des Verfahrens und 
der Praxis der Kontrollstelle 

Im September wurde sowohl die Behandlung 
der Gesuche wie auch die Durchführung der 
Gespräche mit den Finanzintermediären mit 
der gleichen Intensität weitergeführt. Die ersten 
Verfügungen in Anwendung der neuen Verord-
nung über die Berufsmässigkeit wurden erlas-
sen. Dank der Zunahme der bei den Finanzin-
termediären durchgeführten Revisionen und – 
damit verbunden – der Erlangung eines objek-
tiven und vollständigen Überblicks über ihre 
Aktivitäten und die Einhaltung der Sorgfalts-
pflichten, der Lösung von spezifischen Fragen 
und der Verfeinerung der Praxis hinsichtlich 
gewisser Spezialfälle, konnten die sistierten 
Dossiers grösstenteils erledigt werden. 

Im November wurden die ersten Mutationsver-
fügungen bei bereits bewilligten Finanzinter-
mediären erlassen. Ebenso wurden das Bewil-
ligungsverfahren und die dazu verwendeten 
Arbeitshilfen vollständig überarbeitet. Schliess-
lich wurde eine Kategorisierung der Finanzin-
termediäre vorgenommen. 

Insgesamt wurden im Jahr 2002 über 900 Dos-
siers behandelt. Mehr als 700 Verfügungen 
wurden erlassen. Mit Ausnahme einiger Spe-
zialfälle wurde über alle bei der Kontrollstelle in 
den Jahren 2000 und 2001 eingegangen Ge-
suche entschieden. Das Bewilligungsverfahren 
ist nun effizient ausgestaltet. Zur Zeit braucht 
ein direkt unterstellter Finanzintermediär mehr 
Zeit, um das Gesuch zu vervollständigen, als 

die Kontrollstelle ihrerseits für die Prüfung des 
Gesuches benötigt. Nicht zu vernachlässigen 
ist namentlich die aufgewendete Zeit für die 
Beratung der Finanzintermediäre bei der Ge-
suchseinreichung und während des Bewilli-
gungsverfahrens, für Auskünfte und Beratun-
gen betreffend die Sorgfaltspflichten, für die 
Klärung verschiedener Fragen im Zusammen-
hang mit den Sorgfaltspflichten, sowie für die 
Vorbereitung und Durchführung verschiedener 
Referate. 

4.3 Abweisung von Bewilligungs-
gesuchen 

In einem konkreten Fall hat eine Gesellschaft 
Anfang Januar 2002 bei der Kontrollstelle ein 
unvollständiges Gesuch um die Erteilung einer 
Bewilligung eingereicht. Anlässlich einer bei 
dieser Gesellschaft durchgeführten Revision 
hat die Kontrollstelle festgestellt, dass diese 
bereits seit Juni 2000 illegal, d.h. ohne Bewilli-
gung der Kontrollstelle und ohne SRO-
Anschluss, als Finanzintermediärin tätig war. 
Im weiteren hat die Kontrollstelle anlässlich der 
Revision festgestellt, dass die Gesellschaft die 
im Geldwäschereigesetz statuierten Sorgfalts-
pflichten nur mangelhaft erfüllt und weder über 
interne Vorschriften noch über eine Betriebsor-
ganisation verfügt, welche die Erfüllung der 
Sorgfaltspflichten sicherstellen würde. Die Ge-
sellschaft erfüllte damit wesentliche Bewilli-
gungsvoraussetzungen nicht. Aufgrund dieser 
Mängel hat die Kontrollstelle das Gesuch der 
Gesellschaft ohne Verbesserungsmöglichkeit 
abgewiesen. Die Kontrollstelle räumt einem Fi-
nanzintermediär nur dann die Möglichkeit der 
Verbesserung seines Gesuches ein, wenn die-
ses vor Aufnahme der Tätigkeit als Finanzin-
termediär gestellt wird oder wenn die festge-
stellten Mängel nur von untergeordneter Be-
deutung sind. Im konkreten Fall war keines 
dieser Erfordernisse gegeben. Aufgrund der in 
diesem konkreten Fall vorliegenden Mängel 
und der daraus resultierenden Gesuchsabwei-
sung sowie der Tatsache, dass die besagte 
Gesellschaft vorwiegend und illegal als Finan-
zintermediärin tätig war, hat die Kontrollstelle 
zur Wiederherstellung des ordnungsgemässen 
Zustandes gegen die Gesellschaft die amtliche 
Liquidation verfügt. Ein Beschwerdeverfahren 
ist noch hängig. 

In einem weiteren Fall hat eine Einzelfirma bei 
der Kontrollstelle ein rechtzeitiges Bewilli-
gungsgesuch gestellt. Im Verlaufe des Bewilli-
gungsverfahrens hat sich herausgestellt, dass 
die Einzelfirma die Sicherstellung der im Geld-
wäschereigesetz statuierten Sorgfaltspflichten 
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nicht erfüllt. So hat der Firmeninhaber mehr-
mals falsche Angaben bezüglich der Betriebs-
organisation und der internen Vorschriften ge-
macht. Aufgrund einer bei der Einzelfirma 
durchgeführten Revision sowie anlässlich eines 
persönlichen Gesprächs mit dem Firmeninha-
ber hat die Kontrollstelle festgestellt, dass die 
Einzelfirma über keine Betriebsorganisation 
und internen Vorschriften verfügt, welche die 
Erfüllung der Sorgfaltspflichten sicherstellen 
würden. Im Weiteren hat der Firmeninhaber 
keine Gewähr für die Erfüllung der Sorgfalts-
pflichten geboten. Die Einzelfirma hat somit die 
Bewilligungsvoraussetzungen nicht erfüllt. Ihr 
Bewilligungsgesuch wurde abgelehnt. Auch 
gegenüber dieser Firma hat die Kontrollstelle 
zur Wiederherstellung des ordnungsgemässen 
Zustandes Massnahmen getroffen. Insbeson-
dere hat die Kontrollstelle die Einstellung der 
Tätigkeit als Finanzintermediärin verfügt. Diese 
Verfügung wurde nicht angefochten und ist da-
her in Rechtskraft erwachsen. 
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5 Marktaufsicht 

5.1 Untersuchungen bei Finanzinter-
mediären 

In ihrer Aufsichtskompetenz führt die Kontroll-
stelle Untersuchungen gegen Personen und 
Gesellschaften, um Kenntnisse über mögliche 
Verstösse gegen das Geldwäschereigesetz zu 
erlangen, insbesondere um zu eruieren, ob ei-
ne Firma als Finanzintermediär tätig ist, ohne 
über den notwendigen SRO-Anschluss oder 
eine Bewilligung der Kontrollstelle zu verfügen. 

Ausgangspunkt der Untersuchungen gegen 
möglicherweise illegal tätige Finanzintermediä-
re sind Hinweise von Dritten, insbesondere an-
derer Behörden, oder Erkenntnisse aufgrund 
eigener Recherchen. In einigen Fällen wurde 
die Kontrollstelle auch aufgrund von Informati-
onen von SRO über ausgeschlossene, nicht 
aufgenommene und ausgetretene Mitglieder 
tätig. Gemäss Informationsschreiben der Kon-
trollstelle haben überdies die SRO der Kontroll-
stelle Finanzintermediäre zu melden, welche 
bei ihnen ein Gesuch um Mitgliedschaft einrei-
chen, jedoch bereits illegal tätig sind. In einigen 
Fällen stoppte die Kontrollstelle das Aufnah-
megesuch bei der betroffenen SRO, um eigene 
Untersuchungen durchführen zu können. 

Um nähere Informationen zu erlangen, insbe-
sondere um die mögliche Unterstellung unter 
das Geldwäschereigesetz abzuklären, lässt die 
Kontrollstelle den betroffenen Gesellschaften 
jeweils einen GwG-spezifischen Fragebogen 
zukommen, den sie ausgefüllt und zusammen 
mit weiteren Unterlagen wie Jahresbericht, 
Standardverträgen, internen Weisungen bezüg-
lich Geldwäscherei zurückzusenden haben. 
Aufgrund dieser Antworten beurteilt die Kon-
trollstelle jeweils, ob weitere Untersuchungen 
nötig sind oder das Verfahren einzustellen sei. 
In vielen Fällen musste die Kontrollstelle feh-
lende Informationen nachfordern, bevor sie zu 
einem Ergebnis gelangen konnte. 

Eingehende Untersuchungen waren vor allem 
nötig, wenn Unklarheiten über die Tätigkeiten 
einer Gesellschaft oder über die Erfüllung der 
Sorgfaltspflichten gemäss Geldwäschereige-
setz bestanden. Die Kontrollstelle führte in die-
sen Fällen eine Revision vor Ort durch. Auf-
grund dieser Revisionen konnte die Kontroll-
stelle näher beurteilen, ob die betroffene Ge-
sellschaft dem Geldwäschereigesetz unterstellt 
ist und ob eventuell Massnahmen zu verhän-

gen seien. Bevor die Kontrollstelle Massnah-
men trifft, orientiert sie die jeweiligen Gesell-
schaften über das Ergebnis der Revision und 
fordert sie auf, zu den Erkenntnissen der Kon-
trollstelle Stellung zu nehmen. 

Einige Untersuchungen führten zum Ergebnis, 
dass die Finanzintermediäre wegen Geschäfts-
führung ohne Bewilligung beim Eidg. Finanz-
departement anzuzeigen waren. Dies betraf vor 
allem jene Fälle, in denen eine Unterstellungs-
pflicht klar gegeben war. In zwei Fällen hatten 
die Finanzintermediäre während ihrer illegalen 
Tätigkeit die Sorgfaltspflichten nach Geldwä-
schereigesetz erfüllt und es konnte ihnen daher 
gestattet werden, einer SRO beizutreten; die 
Kontrollstelle musste sie dennoch anzeigen. 

5.2 Massnahmen gegen illegal tätige  
Finanzintermediäre 

Die Kontrollstelle kann im Falle von Verletzun-
gen gegen das Geldwäschereigesetz unter an-
derem einem Finanzintermediär die Bewilligung 
entziehen und, als einschneidenste Massnah-
me, die Liquidation einer Gesellschaft anord-
nen (vgl. hiervor Ziff. 4.3). 

In einem weiteren Fall transferierte eine Ge-
sellschaft aus Deutschland stammende Gelder 
über die Schweiz nach Spanien. Die deutschen 
Klienten zahlten Summen, welche sie bei einer 
Drittfirma investieren wollten, auf das Konto der 
schweizerischen Firma ein. Diese leitete die 
Gelder auf Anweisung einer Privatperson je-
weils auf Bankkonten in Spanien weiter. Die 
Kontrollstelle stellte aufgrund ihrer Revision vor 
Ort fest, dass die schweizerische Gesellschaft 
seit Ende 2000 als Finanzintermediärin illegal 
tätig war. Zudem verletzte sie die Sorgfalts-
pflichten grob. Sie besass keinerlei Dokumente 
über die Identifikation oder die wirtschaftliche 
Berechtigung. Da ihre einzige Tätigkeit darin 
bestand, Gelder zu transferieren, verfügte die 
Kontrollstelle die Liquidation der Gesellschaft. 
Da ihre Organe keine Gewähr für eine ein-
wandfreie Liquidation boten, betraute die Kon-
trollstelle eine externe Liquidatorin mit dieser 
Aufgabe. 

In einem anderen Fall wurde die Kontrollstelle 
aufgrund eines Hinweises einer kantonalen 
Strafuntersuchungsbehörde aktiv. Die Untersu-
chungsbehörde führte gegen eine Person ein 
Strafverfahren unter anderem wegen Betrugs. 
Die Person war Geschäftsführer einer Gesell-
schaft, welche seit Frühling 1999 Kundengelder 
annahm und mit diesen Devisenhandel betrieb. 
Die Untersuchungsbehörden hatten sämtliche 
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Unterlagen der Gesellschaft beschlagnahmt. 
Die Revision dieser Dokumente durch die Kon-
trollstelle zeigte, dass die Gesellschaft im Sin-
ne des Geldwäschereigesetzes illegal als Fi-
nanzintermediärin tätig war und die Sorgfalts-
pflichten, vor allem die Identifikationspflicht ver-
letzte. Ihre Tätigkeit bestand zudem aus-
schliesslich aus Devisenhandel. Die Kontroll-
stelle verfügte deshalb die Liquidation der Ge-
sellschaft. Auch hier musste eine externe Per-
son für die Durchführung der Liquidation einge-
setzt werden. Die Beschwerde eines Verwal-
tungsrates gegen diese Verfügung wurde vom 
Eidg. Finanzdepartement als gegenstandslos 
abgeschrieben.  

In zwei weiteren Fällen nahmen die Gesell-
schaften Gelder von Kunden entgegen, um mit 
diesen Effektenhandel zu betreiben. Da sie 
weniger als 20 Kundenbeziehungen unterhiel-
ten, galt ihre Tätigkeit als nicht gewerbsmässig 
im Sinne des Börsengesetzes, jedoch als be-
rufsmässige Finanzintermediation im Sinne des 
Geldwäschereigesetzes. In beiden Fällen wur-
den zudem die Sorgfaltspflichten verletzt. Im 
einen Fall wurde die Liquidation verfügt und ei-
ne externe Liquidatorin eingesetzt. Im anderen 
Fall zeigten sich die Organe der Gesellschaft 
kooperativ und waren fähig, die Liquidation 
selber durchzuführen. Die Kontrollstelle verfüg-
te deshalb, dass die Gesellschaft in Liquidation 
zu setzen sei, betraute ihre Organe mit der 
Durchführung der Liquidation und setzte ihnen 
dafür eine bestimmte Frist. 

5.3 Aufschiebende Wirkung von Liquida-
tionsverfügungen 

Die Kontrollstelle hat im Verlaufe des Jahres 
2002 einige Finanzintermediäre per Verfügung 
in Liquidation gesetzt. In mehreren Fällen hat 
sie die sofortige Vollstreckung der Liquidation 
angeordnet und einer allfälligen Beschwerde 
gegen die Liquidationsverfügung die aufschie-
bende Wirkung entzogen. In einem Fall wurde 
gegen die sofortige Wirkung und gegen den 
Entzug der aufschiebenden Wirkung beim 
Eidg. Finanzdepartement Beschwerde einge-
reicht. In einem vorsorglichen Entscheid hat 
das Eidg. Finanzdepartement festgehalten, 
dass die Kontrollstelle in Anwendung des Bun-
desgesetzes über das Verwaltungsverfahren 
einer Beschwerde gegen eine von ihr erlasse-
ne Verfügung grundsätzlich die aufschiebende 
Wirkung entziehen und die sofortige Vollstre-
ckung der Verfügung anordnen kann. Für den 
Entzug der aufschiebenden Wirkung müssen 
jedoch überzeugende Gründe vorliegen. Der 
entscheidenden Behörde kommt dabei ein ge-

wisser Beurteilungsspielraum zu. Sie muss je-
doch eine Abwägung zwischen dem Interesse 
auf umgehende Vollstreckung einer Verfügung 
und demjenigen auf Aufrechterhaltung der bis-
herigen Situation bis zu ihrer rechtlichen Klä-
rung vornehmen. Die Behörde hat daher die 
jeweiligen öffentlichen und privaten Interessen 
abzuwägen. Allenfalls hat die entscheidende 
Behörde mildere, vorsorgliche Massnahmen 
als den Entzug der aufschiebenden Wirkung 
und die sofortige Vollstreckung einer Verfügung 
anzuordnen. Da es sich bei der Liquidation ei-
nes Finanzintermediärs um die strengste Mass-
nahme der Kontrollstelle handelt, ist beim Ent-
scheid, ob eine verfügte Liquidation sofort voll-
streckt werden soll, ein besonders strenger 
Massstab anzusetzen. Dies weil das gesetzli-
che Beschwerderecht in seiner Auswirkung be-
schränkt würde, wenn der von der Liquidation 
betroffene Finanzintermediär nach mehrmona-
tigem Beschwerdeverfahren zum Zeitpunkt ei-
ner allfälligen Aufhebung der Liquidationsver-
fügung durch die Beschwerdeinstanz bereits 
liquidiert wäre. Das Eidg. Finanzdepartement 
hat im konkreten Fall die sofortige Vollstre-
ckung der Liquidation und den Entzug der auf-
schiebenden Wirkung einer Beschwerde als 
unverhältnismässig erachtet und die Kontroll-
stelle angewiesen, die nötigen Anordnungen 
für die umgehende einstweilige Einstellung der 
Liquidationsarbeiten zu erteilen.  

Das Eidg. Finanzdepartement hat jedoch den 
ebenfalls in der Liquidationsverfügung ange-
ordneten Entzug der Vertretungsbefugnis der 
bisherigen Organe der besagten Gesellschaft, 
die Aufhebung der Unterschriftsberechtigungen 
und Vollmachten sowie die Androhung einer 
Busse bei Ausübung weiterer Rechtshandlun-
gen für die Gesellschaft durch deren bisherigen 
Organe als geeignete und ausreichende vor-
sorgliche Massnahmen erachtet. Gemäss Eidg. 
Finanzdepartement hat die Kontrollstelle einer 
gegen diese Massnahmen erhobenen Be-
schwerde zu Recht die aufschiebende Wirkung 
entzogen.  
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6 Revision 

6.1 Revisionskonzept der Kontrollstelle 

6.1.1 Revision der SRO 

Die durch die Kontrollstelle bei sämtlichen von 
ihr anerkannten SRO veranlasste jährliche Re-
vision hat die Einhaltung der Pflichten nach 
dem Geldwäschereigesetz sowie die Um- resp. 
Durchsetzung der durch die SRO erlassenen 
Reglemente zum Gegenstand.  

Anlässlich der bei sämtlichen anerkannten 
SRO durchgeführten ordentlichen Revision 
2002 wurden die zwei Schwerpunktthemen 
„Aufnahme von neuen Mitgliedern“ und „Aus- 
bzw. Weiterbildung der Mitglieder im Bereich 
des Geldwäschereigesetzes“ einer vertieften 
Prüfung unterzogen. Überdies wurde für jede 
einzelne SRO ein individuelles Schwerpunkt-
thema festgesetzt (vgl. Ziff. 3.2 hiervor). 

Die Revision prüft die Reglementskonformität 
der Geschäftstätigkeit jeder SRO und hält 
allfällige Abweichungen fest. Die Kontrollstelle 
beurteilt anschliessend gestützt auf die Ergeb-
nisse aus dem Revisionsbericht, ob und welche 
Massnahmen die entsprechende SRO zu er-
greifen hat. Diese Massnahme beinhaltet ent-
weder die Änderung des Regelwerkes der SRO 
oder die Änderung der operationellen Tätigkeit 
der SRO. 

6.1.2 Revision der direkt unterstellten Fi-
nanzintermediäre 

6.1.2.1 Revision im Bewilligungsverfahren 

Im Bewilligungsverfahren eines direkt unter-
stellten Finanzintermediärs überprüft die Kon-
trollstelle, ob die gesetzlich einzuhaltenden 
Sorgfaltspflichten umgesetzt und die notwendi-
gen organisatorischen Massnahmen getroffen 
worden sind. Werden die Voraussetzungen er-
füllt, erhält der direkt unterstellte Finanzinter-
mediär eine Bewilligung zur Ausübung der Tä-
tigkeit als Finanzintermediär. Im Jahr 2002 
wurden 38 Revisionen dieser Art durchgeführt. 
In den meisten Fällen bestätigte sich dabei, 
dass der betreffende Finanzintermediär die 
Sorgfaltspflichten überwiegend einhielt. In we-

nigen Ausnahmefällen musste die Bewilligung 
aufgrund der Revision verweigert werden (vgl. 
Ziff. 4.3 hiervor). 

6.1.2.2 Ordentliche jährliche Revision 

Die Durchführung der GwG-Revision bei den 
direkt unterstellten Finanzintermediären wird im 
Normalfall an akkreditierte Revisionsstellen 
übertragen (vgl. Ziff. 6.3 hiernach). Sie über-
nehmen die Aufgabe der Kontrollstelle, einmal 
jährlich bei den direkt unterstellten Finanzin-
termediären die Einhaltung der gesetzlichen 
Verpflichtungen im Rahmen des Geldwäsche-
reigesetzes zu überprüfen. Die Kontrollstelle 
beaufsichtigt die Tätigkeit der externen GwG-
Revisionsstellen. Teilweise führt sie selbst Re-
visionen vor Ort durch und ordnet Massnah-
men gegenüber direkt unterstellten Finanzin-
termediären, GwG-Revisionsstellen und GwG-
Revisoren an. 

Die Finanzintermediäre sollen zudem in einem 
individuell definierten Prüfrhythmus alle paar 
Jahre direkt von der Kontrollstelle statt von ei-
ner akkreditierten GwG-Revisionsstelle revi-
diert werden. Dies erlaubt der Kontrollstelle, die 
Tätigkeiten der Finanzintermediäre besser zu 
kennen und die Arbeit der akkreditierten GwG-
Revisionsstellen zu überwachen. Da der gros-
se Teil der direkt unterstellten Finanzintermedi-
äre die Bewilligung erst im Laufe des Jahres 
2002 erhalten hat, sind die ersten GwG-
Revisionen erst nach Abschluss des 
Geschäftsjahres 2002 fällig. Die eigentliche 
Aufsicht über die akkreditierten GwG-Revi-
sionsstellen wird daher erst im nächsten Jahr 
beginnen können. 

6.1.2.3 Rundschreiben REV I/02 

Zur Durchführung von GwG-Revisionen stellt 
die Kontrollstelle den akkreditierten Revisoren 
Arbeitspapiere zur Verfügung. Im Januar 2002 
publizierte die Kontrollstelle daher das Rund-
schreiben REV I/02. Dieses beinhaltet das 
Prüfkonzept und die Arbeitspapiere der Kon-
trollstelle für die GwG-Revision von direkt un-
terstellten Finanzintermediären.  

Das Prüfkonzept enthält alle notwendigen In-
formationen, um den betroffenen Finanzinter-
mediären, akkreditierten GwG-Revisionsstellen 
und weiteren interessierten Kreisen das Sys-
tem der GwG-Revision bei der Kontrollstelle zu 
verdeutlichen. So wird z.B. das Dreiecksver-
hältnis zwischen Finanzintermediär – akkredi-
tierter GwG-Revisionsstelle – Kontrollstelle ge-
klärt, auf den einjährigen Prüfrhythmus hin-
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gewiesen und der Aufgabenbereich der GwG-
Revisoren von der Mandatsannahme bis zur 
Berichterstattung genau definiert. Die Arbeits-
papiere haben die Aufgabe, die Prüfhandlun-
gen bis zu einem gewissen Grad zu standardi-
sieren und zu dokumentieren. Mit diesen Do-
kumenten hat die Kontrollstelle das von ihr von 
den akkreditierten GwG-Revisionsstellen ge-
forderte Qualitätsniveau definiert und verlangte 
Prüfhandlungen und Prüffelder aufgezeigt.   

Die Kontrollstelle hat im Laufe des Jahres 2002 
selber zahlreiche GwG-Revisionen bei Finanz-
intermediären durchgeführt und viele Kontakte 
mit den akkreditieren Mandatsleitern gehabt. 
Dadurch konnte sie wertvolle Erfahrungen 
sammeln, welche unbedingt in die Arbeitspa-
piere und in das Prüfkonzept einfliessen muss-
ten. Am 10. Dezember 2002 publizierte die 
Kontrollstelle deshalb ein überarbeitetes Rund-
schreiben REV I/02 und überarbeitete, praxis-
orientierte Arbeitspapiere.  

Die neuen Arbeitspapiere enthalten zwar keine 
grundsätzlichen systematischen Änderungen 
der Prüfhandlungen. Unklare Texte wurden 
aber besser formuliert, festgestellte Lücken ge-
schlossen, Doppelspurigkeiten eliminiert, die 
Arbeitspapiere dem Ablauf der Prüfung ange-
passt und von 16 Arbeitspapieren auf 11 redu-
ziert. Die neuen Arbeitspapiere sind systema-
tisch analog den gesetzlichen Grundlagen 
strukturiert: 

− zu erhebende Grunddaten und GwG-
Risikoeinschätzung (AP 1) 

− Selbstüberprüfung der Unabhängigkeit des 
GwG-Revisors (AP 2) 

− Prüfung der organisatorischen Vorausset-
zungen (AP 3) 

− Prüfung der kundenorientierten formellen 
(AP 4 und 5) und der transaktionsorientier-
ten Sorgfaltspflichten (AP 6 und 7)  

− Prüfung der Dokumentationspflicht (AP 8) 
− Prüfung der Einhaltung der Pflichten bei 

Geldwäschereiverdacht (AP 9) 
− Vollständigkeitserklärung und Revisionsbe-

richt, welche beide bei der Kontrollstelle 
einzureichen sind. 

 

6.1.3 Revision im Rahmen der Marktauf-
sicht 

Bei Abklärungen über Finanztransaktionen von 
natürlichen oder juristischen Personen, die we-
der über einen SRO-Anschluss noch über eine 
Bewilligung der Kontrollstelle verfügen und so-
mit möglicherweise illegal tätig sind, führt die 
Kontrollstelle Revisionen vor Ort durch. 

Bei GwG-Revisionen für die Marktaufsicht klä-
ren die Revisoren ab, ob die getätigten Finanz-
transaktionen in den Geltungsbereich des 
Geldwäschereigesetzes fallen. Dies geschieht 
durch Gespräche mit den verantwortlichen 
Personen und durch die Einsicht in die Ge-
schäfts- und Buchhaltungsunterlagen. Im Jahr 
2002 wurden 39 Revisionen dieser Art durch-
geführt. In vielen Fällen konnte festgestellt 
werden, dass die ausgeübte Tätigkeit nicht ei-
ne unterstellungspflichtige Finanzintermediati-
on ist. In einigen Fällen musste hingegen die 
Einstellung der Tätigkeit durchgesetzt werden 
(vgl. Ziff. 5.2 hiervor). 

6.2 Informationsschreiben REV I/02 
betreffend den Inhalt des Revisions-
berichts 

Mit den ersten eingereichten GwG-Revisions-
berichten stellte die Kontrollstelle fest, dass 
sich der inhaltliche Detaillierungsgrad zwischen 
den verschiedenen akkreditierten GwG-
Revisoren stark unterscheidet. Sie erarbeitete 
deshalb ein Informationsschreiben und publi-
zierte am 28. Juni 2002 den Mindestinhalt, wel-
chen die eingereichten Revisionsberichte der 
akkreditierten Revisionsstellen aufweisen müs-
sen. Durch diese Massnahme konnte einerseits 
die angestrebte Harmonisierung erreicht und 
andererseits der Informationsgehalt der GwG-
Revisonsberichte qualitativ stark verbessert 
werden.  

Mit der Veröffentlichung der überarbeiteten Ar-
beitspapiere im Dezember 2002 wurde gleich-
zeitig auch das Informationsschreiben REV I/02 
dem aktuellen GwG-Revisionsbericht ange-
passt.  

6.3 Akkreditierung von GwG-
Revisionsstellen 

Die Kontrollstelle kann bei den direkt unterstell-
ten Finanzintermediären an Ort und Stelle Kon-
trollen durchführen oder diese an von ihr be-
zeichnete Revisionsstellen übertragen. Sie hat 
sich für ein Akkreditierungssystem von Revisi-
onsstellen entschieden. Um eine gute Qualität 
der Revisionen zu gewährleisten, hat die Kon-
trollstelle ein Pflichtenheft mit Bedingungen für 
die Mandatsleiter und die Revisionsgesell-
schaften erstellt.  

Im Januar 2002 hat die Kontrollstelle 84 Revi-
sionsgesellschaften akkreditiert. Obwohl die 
Anzahl der anerkannten Gesellschaften im 
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Verhältnis der direkt unterstellten Finanzinter-
mediäre genügen würde, hat sich die Kontroll-
stelle entschieden, eine neue, zeitlich unbefris-
tete Möglichkeit zur Einreichung eines Akkredi-
tierungsgesuches anzubieten. Dieser Ent-
scheid rechtfertigt sich, weil einige Regionen 
schlecht oder gar nicht vertreten sind und der 
Markt zwischen den Gesellschaften sowie die 
freie Wahl der Finanzintermediäre garantiert 
sein müssen. Diese Lösung ermöglicht auch 
neu gegründeten Gesellschaften oder Gesell-
schaften, welche neu GwG-Revisionen anbie-
ten wollen, ein Akkreditierungsgesuch zu stel-
len.  

Die Kontrollstelle aktualisiert die Liste der akk-
reditierten GwG-Revisionsstellen regelmässig 
auf ihrer Website. 

6.4 Ausbildung der GwG-Revisoren 

An einer Veranstaltung pro Sprachregion, wel-
che spezifisch für die akkreditierten GwG-
Revisoren organisiert worden ist, wurden den 
interessierten Zuhörern die Erwartungen der 
Kontrollstelle einerseits und die neusten Ent-
wicklungen anderseits vermittelt. Die überarbei-
teten Arbeitspapiere wurden präsentiert. Zu-
dem wurden Unterstellungsfragen, insbesonde-
re die neue Verordnung über die berufsmässi-
ge Ausübung der Finanzintermediation im 
Nichtbankensektor besprochen und die Praxis 
der Kontrollstelle bezüglich der Anwendung der 
Sorgfaltspflichten diskutiert. Die Kontrollstelle 
erachtet es als sehr wichtig, dass die akkredi-
tierten GwG-Revisoren die Praxis der Kontroll-
stelle kennen und diese gegenüber ihren Kun-
den vertreten können.  
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7 Koordination mit anderen Bundesbe-
hörden 

7.1 Behördenkoordination 

Das Geldwäschereigesetz verpflichtet die spe-
zialgesetzlichen Aufsichtsbehörden und die 
Kontrollstelle dafür zu sorgen, dass die in ihren 
jeweiligen Aufsichtsbereichen geltenden Be-
stimmungen gleichwertig sind. Es sieht zudem 
vor, dass die spezialgesetzlichen Aufsichtsbe-
hörden, die Kontrollstelle und die MROS ein-
ander alle für die Durchsetzung dieses Geset-
zes notwendigen Auskünfte erteilen und Unter-
lagen übermitteln können. 

In Anwendung dieser Grundsätze treffen sich 
die betroffenen Behörden in regelmässigen 
Abständen, um sich gegenseitig umfassend 
über ihre Tätigkeit, insbesondere über laufende 
Regulierungsvorhaben, zu informieren. Die 
gemeinsamen Sitzungen sind zudem eine ge-
schätzte Gelegenheit, einzelne Auslegungsfra-
gen zu besprechen. Im Jahr 2002 wurden da-
bei insbesondere die Folgen der Doppelunter-
stellung der Vertriebsträger von Anlagefonds 
erörtert, welche bewirkt, dass diese Finanzin-
termediäre zwei Bewilligungen erhalten müs-
sen und im Rahmen von zwei Aufsichtsprozes-
sen jährlich einer Revision unterzogen werden. 
Leider konnte unter geltendem Recht kein be-
friedigender Ausweg aus dieser Situation ge-
funden werden. 

Im Jahr 2002 haben die mit der Umsetzung des 
Geldwäschereigesetzes befassten Bundesbe-
hörden zudem ein Medienseminar veranstaltet 
(vgl. Ziff. 9.2 hiernach). 

7.2 Zusammenarbeit mit der Eidg. Ban-
kenkommission 

Im Rahmen ihrer Aufsichtstätigkeit erhält die 
Eidg. Bankenkommission oft Informationen, die 
Finanzintermediäre nach Art. 2 Abs. 3 GwG 
betreffen und somit nicht dem Geltungsbereich 
ihrer Aufgaben zuzuordnen sind. Die Eidg. 
Bankenkommission leitet diese Informationen 
und Hinweise nach vorgängiger kurzer Prüfung 
an die Kontrollstelle weiter, damit diese die wei-
tere Bearbeitung einleiten und die notwendigen 
Abklärungen vornehmen kann. Dies gilt auch 
für Informationen, welche Finanzintermediäre 
betreffen, die Mitglied einer SRO sind. Die 

Eidg. Bankenkommission informiert auch hier 
die Kontrollstelle und diese leitet die Informa-
tionen an die zuständige SRO weiter. Selbst-
verständlich informiert die Kontrollstelle die 
Eidg. Bankenkommission im umgekehrten Fall, 
d.h. wenn sie anlässlich einer Untersuchung 
feststellt, dass Tätigkeiten einer Gesellschaft in 
den Kompetenzbereich der Eidg. Bankenkom-
mission fallen. 

Im weiteren informiert die Eidg. Bankenkom-
mission auf Anfrage der Kontrollstelle diese 
darüber, welche Finanzintermediäre als Toch-
tergesellschaften eines Bankenkonzerns von 
der konsolidierten Aufsicht der Eidg. Banken-
kommission erfasst werden, denn die Eidg. 
Bankenkommission übernimmt auch die GwG-
Aufsicht derjenigen Finanzintermediäre des 
Konzerns, welche nicht als Banken im Sinne 
der Gesetzgebung gelten. 

Die Kontrollstelle erhält bei laufenden Verfah-
ren gegen Finanzintermediäre, gegen die be-
reits die Eidg. Bankenkommission Untersu-
chungen getätigt hat, im Rahmen der Amtshilfe 
Einsicht in die Akten der Eidg. Bankenkommis-
sion. Gleiches gilt auch im umgekehrten Fall, 
wenn die Kontrollstelle anlässlich einer Unter-
suchung Informationen über eine Gesellschaft 
gesammelt hat und diese nun, auf Antrag der 
Eidg. Bankenkommission, an diese weiterleitet. 

7.3 Zusammenarbeit mit der MROS und 
den Strafuntersuchungsbehörden 

Der Datenaustausch zwischen der MROS und 
der Kontrollstelle dient einerseits der Vervoll-
ständigung des rechtserheblichen Sachverhal-
tes, wenn es um die Wahrnehmung der Sorg-
faltspflichten oder die Meldepflicht von Finanz-
intermediären geht. Andererseits ermöglicht er 
es der Kontrollstelle, dort wo es angezeigt ist, 
ihre Aufsicht über die anerkannten SRO sowie 
die ihr direkt unterstellten Finanzintermediäre 
zu verstärken und geeignete Massnahmen zu 
ergreifen oder zu veranlassen, namentlich 
wenn u.a. Meldungen von Finanzintermediären 
andere Finanzintermediäre betreffen.  

Im weiteren ist der Informationsaustausch mit 
den kantonalen Strafverfolgungsbehörden, der 
im Einzelnen zu verbessern ist, ein wichtiges 
Element im Rahmen der Geldwäschereibe-
kämpfung, geht es doch beispielsweise in die-
sem Zusammenhang um Editionsbegehren, 
Registerauskünfte, von der Kontrollstelle erstat-
tete Meldungen oder Anzeigen sowie allenfalls 
delegierte Verfahren gestützt auf Anzeigen im 
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Rahmen der verwaltungsstrafrechtlichen Be-
stimmungen.  

7.4 Stellungnahmen in Vernehmlassungs-
verfahren anderer Bundesbehörden 

7.4.1 Revision des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes 

Zurzeit existiert keine gesetzliche Grundlage, 
welche die Tätigkeit der Versicherungsbroker 
spezifisch regeln würde. Der Entwurf für eine 
Totalrevision des Versicherungsaufsichtsge-
setzes sieht eine Aufsicht über diese Makler 
vor und bestimmt, dass diese sich in das neu 
zu schaffende Register für Versicherungsver-
mittler und –broker einschreiben müssen. Auch 
werden sie im Bereich ihrer Versicherungstä-
tigkeit der Aufsicht des Bundesamtes für Pri-
vatversicherungen unterstellt. Da die Versiche-
rungsbroker bereits der Aufsicht der Kontroll-
stelle unterstellt sind, sobald sie als Finanzin-
termediäre im Sinne des Geldwäschereigeset-
zes tätig sind, würde der erwähnte Entwurf eine 
doppelte Aufsicht über diese Makler einführen. 

Um Probleme, die mit dieser doppelten Auf-
sicht verbunden sind, zu vermeiden, schlägt die 
Kontrollstelle vor, dass das Bundesamt für Pri-
vatversicherungen – welches bereits als Auf-
sichtbehörde in Geldwäschereibelangen fun-
giert – auch die unter das Geldwäschereige-
setz fallenden Versicherungsbroker voll beauf-
sichtigt und der Entwurf des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes deshalb in diesem Sinne ange-
passt wird. 

7.4.2 Geldwäscherei-Verordnung der 
Eidg. Bankenkommission 

Die Eidg. Bankenkommission hat im Juli 2002 
einen Entwurf für eine Geldwäschereiverord-
nung in die Vernehmlassung gegeben. Die 
Verordnung wird Mitte 2003 in Kraft treten. Sie 
soll in verschiedenen Bereichen den Sorgfalts-
standard erhöhen. Es soll die Pflicht eingeführt 
werden, bei Geschäftsbeziehungen mit erhöh-
ten Risiken zusätzliche Abklärungen durchzu-
führen, informatikgestützte Transaktionsüber-
wachungssysteme einzusetzen sowie die Re-
putationsrisiken global zu überwachen. Die 
Verordnung soll zudem die bestehende Rege-
lung von Geschäftsbeziehungen mit politisch 
exponierten Personen weiterführen und dem 
Missbrauch des Finanzsystems durch Terroris-
ten vorbeugen. Der Vernehmlassungsentwurf 

enthielt zudem verschiedene Vorgaben an die 
von der Schweizerischen Bankiervereinigung in 
die Wege geleitete Revision der Sorgfalts-
pflichtvereinbarung, deren Bestimmungen wei-
terhin für die Identifizierung der Vertragspar-
teien und die Feststellung der wirtschaftlich Be-
rechtigten den Standard setzen soll. 

Die Kontrollstelle hat nur in wenigen Punkten 
zu diesem Regulierungsvorhaben Stellung ge-
nommen. So hat sie es begrüsst, dass die be-
stehende Möglichkeit, schweizerische Grup-
pengesellschaften von Banken und Effekten-
händlern der Überwachung der Eidg. Banken-
kommission zu unterstellen, weitergeführt wer-
den soll, denn sie entspricht einer vernünftigen 
Aufgabenteilung zwischen der Eidg. Banken-
kommission und der Kontrollstelle. Sie hat je-
doch ebenfalls hervorgehoben, dass es unter 
den Gesichtspunkten der Rechtssicherheit und 
der Rechtsgleichheit zentral ist, dass die Vor-
aussetzungen der Aufsicht, welche die Eidg. 
Bankenkommission auf die betroffenen Grup-
pengesellschaften ausüben wird, vergleichbar 
sind mit denjenigen, welche die Kontrollstelle 
für die ihr direkt unterstellten Finanzintermediä-
re anwendet. Dazu gesellt sich die Notwendig-
keit, dass die Eidg. Bankenkommission genau 
Buch führt über die von ihr beaufsichtigten In-
stitute aus dem Nichtbankenbereich. Nur so 
kann die vom Geldwäschereigesetz gewünsch-
te Transparenz auf dem Finanzplatz auch er-
reicht werden. 

In Bezug auf die Anforderungen an die Sorg-
faltspflichtvereinbarung der Banken hat die 
Kontrollstelle insbesondere die Notwendigkeit 
einer Harmonisierung der Grenzwerte für Kas-
sageschäfte hervorgehoben. Sie hat dabei den 
Wunsch geäussert, dass insbesondere für 
Wechselgeschäfte und Geldtransfers für Gele-
genheitskunden, welche nachweislich von Dro-
genhändlern regelmässig beansprucht werden, 
der massgebende Wert von CHF 5000.- auch 
in der neuen Sorgfaltspflichtverordnung vorge-
sehen wird. 

In Bezug auf die von der Bankenkommission 
erwogene Voraussetzung für die Delegation 
der Identifizierung an Dritte, wonach sich der 
Finanzintermediär beim Dritten Prüfungsrechte 
ausbedingen sollte bzw. muss, ist hervorzuhe-
ben, dass dies sicher unerlässlich ist, wenn der 
Delegierte selber kein Finanzintermediär ist, 
der einer vergleichbaren Aufsicht unterstellt ist. 
Ist er jedoch Finanzintermediär, kann davon 
ausgegangen werden, dass eben diese Auf-
sicht die Prüfungsfunktion übernimmt, so dass 
es nicht mehr notwendig erscheint, dass der 
Finanzintermediär selber solche Kontrollen vor-
nimmt. 



28 Kontrollstelle GwG – Jahresbericht 2002 

7.4.3 Rundschreiben der Eidg. Banken-
kommission zur öffentlichen Wer-
bung im Sinne der Anlagefondsge-
setzgebung 

Die Eidg. Bankenkommission möchte in einem 
neuen Rundschreiben die bestehende Praxis 
zur öffentlichen Werbung im Sinne der Anlage-
fondsgesetzgebung konkretisieren und kodifi-
zieren und hat deshalb einen Entwurf für das 
Rundschreiben in die Vernehmlassung ge-
schickt. Die Kontrollstelle hat dazu Stellung ge-
nommen. Sie kritisiert insbesondere die Absicht 
der Eidg. Bankenkommission, im Interesse des 
Anlegerschutzes neu den indirekten Vertrieb 
von Anlagefonds durch sogenannte strukturier-
te fondsähnliche Vermögensverwaltungsdienst-
leistungen dem Anlagefondsgesetz zu un-
terstellen. Vertriebsträger von Anlagefonds ha-
ben die Pflicht, von der Eidg. Bankenkommis-
sion wie auch von der Kontrollstelle eine Bewil-
ligung einzuholen. Der Aufwand, den diese 
Aufsichtsbehörden betreiben, ist bereits heute 
erheblich. Durch die Unterstellung des indirek-
ten Vertriebs wird die Zahl der Vertriebsträger 
von Anlagefonds deutlich steigen. Dadurch 
wird die Aufsichtstätigkeit der Eidg. Banken-
kommission wie auch der Kontrollstelle um-
fangreicher. Verschiedene Vertriebsträger, vor 
allem diejenigen, welche diese Tätigkeit nur 
akzessorisch betreiben, könnten sich genötigt 
sehen, den Vertrieb von Anlagefonds ganz ein-
zustellen. Das geplante Rundschreiben hätte 
dadurch eine strukturpolitische Wirkung, wel-
che wohl kaum geplant und gewünscht wäre. 
Die heutige Fassung des Rundschreibens defi-
niert zudem den Begriff des indirekten Ver-
triebs von Anlagefonds nicht genügend. Dies 
wird zu neuer Rechtsunsicherheit führen. 
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8 Internationales 

8.1 Financial Action Task Force on Money 
Laundering 

Die FATF ist ein zwischenstaatliches Gremium, 
dessen Zweck darin besteht, Politiken zur Be-
kämpfung der Geldwäscherei zu entwickeln 
und zu fördern. Die FATF besteht gegenwärtig 
aus 29 Ländern1 und zwei internationalen Or-
ganisationen2. Die 40 Empfehlungen der FATF, 
d.h. die Maßnahmen, deren Implementierung 
die FATF beschlossen hat, und zu deren An-
nahme alle Länder ermutigt werden, reflektie-
ren die Notwendigkeit, alle relevanten Aspekte 
der Bekämpfung der Geldwäscherei abzude-
cken. Die Empfehlungen wurden ursprünglich 
1990 ausgearbeitet. 1996 wurden die vierzig 
Empfehlungen aktualisiert, um die Erfahrung, 
die in den letzten sechs Jahren gewonnen 
wurde, und die Entwicklungen in der Geldwä-
scherei zu reflektieren. 

In ihrer Eigenschaft als Aufsichtsbehörde des 
Geldwäschereigesetzes ist die Kontrollstelle in 
der schweizerischen Delegation vertreten und 
nimmt regelmässig an den Arbeiten der FATF 
teil. 

8.1.1 Revision der 40 Empfehlungen 

Im Jahr 2001 hatte die FATF beschlossen, die 
40 Empfehlungen einer umfassenden Revision 
zu unterziehen. Ein diesbezügliches Konsulta-
tionsdokument konnte im Juni 2002 in die Ver-
nehmlassung bei allen interessierten Kreisen 
geschickt werden. Die Ergebnisse der Ver-
nehmlassung werden nun ausgewertet und die 
Formulierung der neuen Empfehlungen ausge-
arbeitet. 

Das Vernehmlassungsdokument gliedert sich 
in drei Hauptteile. Im ersten Teil werden die 
Sorgfaltspflichten und deren Anwendung auf 

                                                      
1

  Die neunundzwanzig FATF-Mitgliedstaaten und -
regierungen sind: Argentinien; Australien; Belgien; Bra-
silien; Dänemark; Deutschland; Finnland; Frankreich; 
Griechenland; Hongkong, China; Irland; Island; Italien; 
Japan; Kanada; Luxemburg; Mexiko; Neuseeland; Kö-
nigreich der Niederlande; Norwegen; Österreich; Por-
tugal; Singapur; Spanien; Schweden; Schweiz; Türkei; 
Vereinigtes Königreich und Vereinigte Staaten. 

2
  Die beiden internationalen Organisationen sind die Eu-

ropäische Kommission und der Kooperationsrat der 
Golfstaaten.  

den Finanzsektor behandelt. Die FATF schlägt 
verschiedene klärende Massnahmen vor, ins-
besondere in Bezug auf die von den Empfeh-
lungen betroffenen Finanzintermediäre, Kun-
den mit besonderen Risiken und die daraus für 
den Finanzintermediär resultierenden Mass-
nahmen, sowie die Regulierung und Aufsicht 
über die Finanzintermediäre. 

Ein zweiter Teil befasst sich mit den sog. „cor-
porate vehicles“ und sucht nach Massnahmen, 
die es erlauben könnten, der mangelnden 
Transparenz insbesondere der Inhaberaktien 
und der Trusts besser entgegenzuwirken. 

Im dritten Teil schliesslich untersucht die FATF 
die Notwendigkeit und die mögliche Ausgestal-
tung einer Ausdehnung des Anwendungsbe-
reichs der Empfehlungen auf Personen und 
Unternehmen, die nicht im Finanzsektor tätig 
sind, wie Casinos, Anwälte und Notare, Buch-
halter und Revisoren, Anlageberater, soge-
nannte „company and trust service providers“, 
sowie Immobilienhändler und Händler von Lu-
xusgütern. 

8.1.2 Spezialempfehlungen zur Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung 

Nach den Terroranschlägen vom 11. Septem-
ber 2001 verabschiedeten die Mitglieder der 
FATF eine Reihe von acht Empfehlungen zur 
Bekämpfung der Finanzierung des Terroris-
mus. Im Nichtbankenbereich dabei besonders 
erwähnenswert sind die Empfehlung VI über 
sogenannte „alternative remittance“ und die 
Empfehlung VII über elektronische Geldtrans-
fers. So sieht die Empfehlung VI vor, dass alle 
Unternehmen, welche das Geldtransferge-
schäft betreiben, registrierungs- oder bewilli-
gungspflichtig sind und dass die Behörden ge-
gen ungehorsame Unternehmen Massnahmen 
anordnen können müssen. Empfehlung VII 
schreibt vor, dass beim elektronischen Geld-
transfer ausführliche und aussagekräftige In-
formationen über den anordnenden Kunden 
mittransferiert werden sollen. 

Im April 2002 veröffentlichte die FATF zudem 
einen Text, der den Finanzintermediären helfen 
soll, Transaktionen zu identifizieren, welche der 
Terrorismusfinanzierung dienen könnten. Im 
Oktober 2002 schliesslich eröffnete die FATF 
eine Vernehmlassung über einen Text, der die 
Empfehlung VII präzisieren soll. 
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8.2 Massnahmen im Bereich der Bekämp-
fung der Terrorismusfinanzierung 

Die zuständigen Behörden der Schweiz haben 
beschlossen, die internationalen Bemühungen 
zur Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung, 
die nach dem 11. September 2001 stark inten-
siviert wurden, zu unterstützen. Die Massnah-
men des für Afghanistan zuständigen Sankti-
onsausschusses des UNO-Sicherheitsrates 
wurden in der Schweiz bereits vor dem UNO-
Beitritt umgesetzt. Die Kontrollstelle hat bereits 
im Jahr 2001, aber auch im Jahr 2002 den 
SRO sowie den von ihr direkt überwachten Fi-
nanzintermediären eine Anzahl von Namenslis-
ten übermittelt und sie aufgefordert, die Sper-
rung von allfälligen Vermögenswerten der auf 
diesen Listen genannten Individuen und Orga-
nisationen zu veranlassen und Meldung an die 
MROS und an das seco, das für die UNO-
Sanktionsmassnahmen zuständig ist, zu ma-
chen. Zusätzlich wurden den gleichen Adressa-
ten auch Listen der amerikanischen Regierung 
übermittelt, die Namen von angeblich terroristi-
schen Organisationen und Individuen enthal-
ten. Die Finanzintermediäre wurden aufgefor-
dert, mit Bezug auf Vermögenswerte dieser 
Organisationen und Individuen erhöhte Sorg-
faltspflichten anzuwenden. 

8.3 Financial Sector Assessment  
Program des Internationalen  
Währungsfonds  

Im Winter 2001/2002 hat die Schweiz als eines 
der ersten Industrieländer seinen Finanzsektor 
durch das Financial Sector Assessment Pro-
gram des Internationalen Währungsfonds prü-
fen lassen. Obschon es dabei hauptsächlich 
um die Finanzstabilität ging, wurden auch die 
Regulierung im Bereich der Geldwäscherei-
bekämpfung und deren Umsetzung einer 
detaillierten Prüfung unterzogen. Im Ergebnis 
attestierte der Währungsfonds der Schweiz, 
dass ihr Geldwäschereibekämpfungssystem 
weitgehend der internationalen „best practice“ 
entspreche. Bezüglich des Nichtbankensektors 
arbeitete die Kontrollstelle bei diesem Examen 
mit. Ähnlichen Input gab sie auch für die re-
gelmässig wiederkehrenden Prüfungsverfahren 
der Weltbank und der OECD.  
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9 Öffentlichkeitsarbeit 

9.1 Neue Website der Kontrollstelle 

Seit Mitte Juli 2002 verfügt die Kontrollstelle 
unter der Adresse www.gwg.admin.ch über ei-
ne eigene, umfassende Website. Diese gibt 
Einblick in die Arbeit und die Organisation der 
Kontrollstelle. Entscheide der Kontrollstelle, die 
eine Anzahl von Finanzintermediären betreffen, 
werden dort publiziert. Zudem sind die auf-
sichtsrechtlichen Erlasse, inklusive Rund- und 
Informationsschreiben der Kontrollstelle und 
nützliche Links auf relevante Websites abruf-
bar. Auch Antworten auf häufig gestellte Fra-
gen  können der Website entnommen werden. 
Die Listen der anerkannten SRO und der akk-
reditierten GwG-Revisionsstellen sind auf der 
Website bereits publiziert und die Liste der be-
willigten bzw. angeschlossenen Finanzinter-
mediäre wird demnächst folgen (vgl. Ziff. 2.2.4 
hiervor). Wer sich in die Mailing-Liste einträgt, 
wird per E-Mail laufend über Neuerungen auf 
der Website informiert. 

9.2 Medienveranstaltung der mit der Um-
setzung des Geldwäschereigesetzes 
befassten Bundesbehörden 

Die vier Aufsichtsbehörden, die das Geldwä-
schereigesetz umsetzen, und die MROS haben 
ihre Zusammenarbeit im Jahr 2002 ausgebaut 
(vgl. Ziff. 7.2 hiervor). Um das komplexe Sys-
tem der schweizerischen Geldwäschereibe-
kämpfung möglichst weiten Kreisen besser 
verständlich zu machen und das Interesse an 
diesem Thema zu fördern, haben diese Behör-
den im Oktober 2002 eine gemeinsame Me-
dienveranstaltung durchgeführt, die von Bun-
despräsident Villiger eröffnet wurde. Im Rah-
men dieses Anlasses haben sie gemeinsam 
die Broschüre „Geldwäschereibekämpfung in 
der Schweiz“ über das Präventionssystem des 
Geldwäschereigesetzes und seine Umsetzung 
durch die Behörden publiziert und ins Internet 
gestellt. Sie ist  in Deutsch, Französisch, Italie-
nisch und Englisch verfügbar. 

9.3 Referententätigkeit der Kontrollstelle 

Als Aufsichtsbehörde über den Nichtbanken-
sektor obliegt es der Kontrollstelle, den An-

wendungsbereich des Geldwäschereigesetzes 
in diesem Sektor zu konkretisieren. Sie hat zu-
dem den Auftrag, die Sorgfaltspflichten für die 
ihr direkt unterstellten Finanzintermediäre zu 
präzisieren. Im Rahmen dieser gesetzlichen 
Aufträge erlassene Entscheide müssen natur-
gemäss einem breiten Kreis von Interessenten 
zugänglich gemacht werden. 

Eine der Möglichkeiten, welche die Kontrollstel-
le hat und regelmässig nutzt, ihre Grundsatz-
entscheide und ihre Praxis bei der Anwendung 
des Gesetzes bekannt zu machen, ist die Teil-
nahme an Seminaren und Konferenzen, wel-
che von den SRO, den Hochschulen oder pri-
vaten Veranstaltern organisiert werden. Haupt-
thema in der zweiten Jahreshälfte 2002 war in 
diesem Zusammenhang die Verordnung über 
die berufsmässige Ausübung der Tätigkeit als 
Finanzintermediär (vgl. Ziff. 2.1 hiervor). Die 
Kontrollstelle hat zudem für die von ihr akkredi-
tierten Revisionsstellen einen Weiterbildungs-
kurs organisiert (vgl. Ziff. 6.4 hiervor). 

Vertreter der Kontrollstelle nehmen zudem 
auch an internationalen Anlässen teil, im 
Bestreben, die schweizerische Geldwäscherei-
regulierung im Nichtbankensektor vermehrt be-
kannt zu machen und das Verständnis von 
ausländischen Behörden für das schweizeri-
sche System zu fördern. 
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10 Interna 

10.1 Umsetzung der neuen Strukturen 

Die 2001 verabschiedeten Reorganisations-
massnahmen für die Kontrollstelle sahen eine 
massive Personalaufstockung von 10,5 auf 25 
Vollzeitstellen, eine neue Struktur mit 4 Sektio-
nen und eine verbreiterte Geschäftsleitung vor. 
Diese Geschäftsleitung, bestehend aus der 
neuen Leiterin, ihrer Stellvertreterin und den 
vier Sektionsleitern, war bereits anfangs Jahr 
vollständig. Die Personalaufstockung und der 
Aufbau der vier Sektionen „Selbstregulierungs-
organisationen“, „Direkt unterstellte Finanzin-
termediäre“, „Marktaufsicht“ und „Revision“ 
konnten im Sommer 2002 abgeschlossen wer-
den. Diese neuen Strukturen und die zeitlich 
befristete Task Force (vgl. Ziff. 4.1 hiervor) er-
laubten es, die seit der Schaffung der Kontroll-
stelle aufgelaufenen Pendenzen bis Ende 2002 
weitgehend abzubauen. 

10.2 Leitbild 

Zielsetzungen der Kontrollstelle sind eine wir-
kungsvolle Umsetzung des Geldwäschereige-
setzes, die Entwicklung der Kontrollstelle zum 
Kompetenzzentrum in Belangen der Geldwä-
schereibekämpfung, die Koordination mit ande-
ren relevanten Aufsichtsorganen und die natio-
nale und internationale Vernetzung. Um sicher-
zustellen, dass die Aktivitäten der Kontrollstelle 
konsequent auf die Zielerreichung ausgerichtet 
werden, hat die Leitung der Kontrollstelle an-
fangs Jahr ein Leitbild der Kontrollstelle erar-
beitet. Die Umsetzung der definierten Erfolgs-
faktoren „kompetente Mitarbeitende“, „klare 
Prozesse und Schnittstellen“, „transparente 
und dezidierte Linie in den Entscheiden“ und 
„adäquate Kommunikation“ beschäftigt die Lei-
tung weiterhin. 

10.3 Ausbildung der Mitarbeitenden 

Eine Mehrzahl der Mitarbeitenden der Kontroll-
stelle sind junge Akademiker, die beim Eintritt 
in die Kontrollstelle über wenig fachspezifische 
Kenntnisse verfügten. Für die Umsetzung des 
Erfolgsfaktors „kompetente Mitarbeitende“ war 
es besonders wichtig, die nötige Fachkompe-
tenz schnell und zielgerichtet aufzubauen. Zur 

themenzentrierten Einführung der neuen Mitar-
beitenden in die verschiedenen Tätigkeitsge-
biete und die Organisation/Administration der 
Kontrollstelle entwickelte die Leitung ein inter-
nes Ausbildungsprogramm für neue Mitarbei-
tende, das aus allgemeinen Modulen und Ver-
tiefungsmodulen besteht. Zusätzlich wurde ein 
fachspezifisches Tagesseminar für die Beleg-
schaft der Kontrollstelle organisiert, das durch 
einen erfahrenen externen Referenten gege-
ben wurde. Eine Mehrzahl der Mitarbeitenden 
hatte zudem die Gelegenheit, an fachspezifi-
schen externen Seminaren teilzunehmen. Die 
regelmässig stattfindende Mitarbeitersitzung 
dient nebst dem Informationsaustausch eben-
falls der Weiterbildung der Mitarbeitenden 
durch Fachvorträge von internen oder externen 
Referenten und durch Diskussionen über aktu-
elle Themen. 

10.4 Prozessdesign der Kontrollstelle 

Um die interne Organisation der Kontrollstelle 
klar zu regeln und  den Erfolgsfaktor „klare 
Prozesse und Schnittstellen“ möglichst zielge-
richtet umzusetzen, investierte die Geschäfts-
leitung einige Zeit in die Erarbeitung des Pro-
zessdesigns der Kontrollstelle. In einem Work-
shop wurden die verschiedenen Prozesse der 
Kontrollstelle definiert und graphisch abgebil-
det. Mit Hilfe dieses Instrumentes konnten die 
internen Abläufe klar und befriedigend gelöst 
werden. Die Anpassungen, die sich auf Grund 
der gemachten Erfahrungen als nötig oder 
wünschenswert abzeichnen, werden relativ ge-
ring sein. 
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11 Statistik 

11.1 Kontrollstelle 

11.1.1 Verfügungen 

Im Jahr 2002 erliess die Kontrollstelle 915 Ver-
fügungen. Sie betrafen folgende Sachgebiete: 

a) Bewilligungen und Akkreditierungen 
• Finanzintermediäre 173 
• Revisionsstellen 93 

 
b) Personalmutationen 

• SRO 16 
• Finanzintermediäre 6 

 
c) Abschreibungen 

• Bewilligungsverfahren 528 
• Marktaufsichtsverfahren 54 

 
d) Verschiedenes 

• Statuten- und Reglements- 
änderungen von SRO 4 

• Liquidationen 6 
• Kostenauferlegung 27 
• Sperrgesuche betreffend Internet-

publikation 8 

11.1.2 Strafanzeigen 

• Wegen illegaler Tätigkeit 3 
• Wegen Verletzung von  

Art. 305ter StGB 1 

11.1.3 Revisionen 

• Bei SRO 11 
• Bei direkt unterstellten  

Finanzintermediären 38 
• Bei nicht bewilligten  

Finanzintermediären 39 

11.1.4 Unterstellte Institute und  
Unternehmen 

• SRO 12 
• Finanzintermediäre 173 
• Akkreditierte Revisionsstellen 87 

11.1.5 Beschwerden 

Einige Verfügungen der Kontrollstelle wurden 
angefochten. Es ergab sich folgendes Bild: 

• Ende 2001 hängige Beschwerden 4 
• 2002 eingereichte Beschwerden 13 
• 2002 entschiedene oder zurück- 

gezogene Beschwerden 2 
• Ende 2002 hängige Beschwerden 11 

 

11.2 SRO 

11.2.1 Angeschlossene Finanzintermediäre 

• VQF 1547 
• SRO Post 1 
• SRO Treuhandkammer 418 
• SRO SBB 17 
• SRO VSV 1426 
• OAD FCT 439 
• SRO SAV/SNV 1488 
• ARIF 443 
• SRO SLV 46 
• PolyReg 547 
• OAR-G 238 
• SRO STV 483 
Total 7093 

11.2.2 Sanktionen 

• Mahnungen 51 
• Rügen 6 
• Bussen 124 
• Ausschlüsse 24 
Total 205 
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